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1 Allgemeines 

1.1 Anlass, Planungserfordernis und aktuelles Planungsrecht 

Die Kreisstadt Haßfurt strebt an, ein etwa 1,35 ha großes innerörtliches Wohngrundstück mit 
parkähnlichem Garten unter Einbezug der umgebenden Verkehrsflächen städtebaulich zu entwi-
ckeln, um die Innentwicklung zu stärken. Es handelt sich dabei um ein Vorhaben der Innenent-
wicklung gemäß § 13a BauGB. Ziel ist die Nachverdichtung eines bislang nur geringfügig bebau-
ten, jedoch verkehrstechnisch bereits erschlossenen Grundstücks mit Wohnnutzung. 

Vor dem Hintergrund, dass die Stadt Haßfurt eine städtebauliche Entwicklung der vorhandenen 
Flächenreserven im Siedlungsgebiet anstrebt, wurden für das Areal an der Uchenhofer Straße 
für eine künftige Bebauung und verkehrliche Erschließung verschiedene Varianten städtebauli-
cher Konzepte erarbeitet. Durch den Bau- und Umweltausschuss der Stadt Haßfurt wurde in Ab-
stimmung mit dem Vorhabenträger eine Variante ausgewählt, diese sieht verschiedene Woh-
nungstypologien (Reihen- und Mehrfamilienhäuser) vor und schafft damit Wohnraum für unter-
schiedliche Bedürfnisse und Zielgruppen. Verbunden damit ist auch die Schaffung attraktiver 
Grün- und Freiflächen, sowohl in Form von in Wohnhöfen angeordneten Privatgärten im Bereich 
der Reihenhäuser, als auch einer gemeinsamen Grünfläche für die Bewohner des Quartiers im 
Südosten des Plangebiets. Die Erschließung erfolgt autofrei über eine zentrale Erschließungs-
achse, der ruhende Verkehr wird im Süden des Plangebiets zentral in einer Gemeinschaftsgarage 
verortet. 

Ziel des Bebauungsplans ist es, in städtebaulicher Fortsetzung der umgebenden Siedlungsstruk-
tur attraktiven Wohnraum mit vielfältigen Wohnungstypen zu ermöglichen, die verkehrliche Er-
schließung des Plangebiets langfristig zu sichern und zugleich prägende Gehölzstrukturen im 
Geltungsbereich zu erhalten. 

Mit dem vorliegenden Bebauungs- und Grünordnungsplan soll eine innerörtliche, bisher nur ge-
ringfügig bebaute Fläche im Stadtgebiet Haßfurt als Maßnahme der Innenentwicklung im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13 a  BauGB nachverdichtet werden (zum Verfahren siehe Ka-
pitel 1.3). Das Planerfordernis ergibt sich aus dem Ziel, zusätzliche Wohnbauflächen zu schaffen 
und hierfür eine planungsrechtliche Grundlage zu sichern, um die städtebaulichen Entwicklung 
und Ordnung zu gewährleisten. Die planerische Grundlage ist bereits im Flächennutzungs- und 
Landschaftsplan verankert. 

1.2 Lage des Plangebiets / Abgrenzung des Geltungsbereiches  

Die Kreisstadt Haßfurt liegt im unterfränkischen Landkreis Haßberge, östlich von Schweinfurt am 
Nordufer des Mains. Hier wohnen derzeit insgesamt 13.840 Einwohner (Stand: 30.06.2025) auf 
einer Fläche von 52,66 km². Zum Stadtgebiet gehören neben dem Hauptort Haßfurt die Ortsteile 
Augsfeld, Oberhohenried, Prappach, Sailershausen, Sylbach, Uchenhofen, Unterhohenried, Wül-
fingen und der Weiler Mariaburghausen. 

Die Anbindung nach Schweinfurt ist für den motorisierten Individualverkehr (MIV) über die A 70, 
welche südlich von Haßfurt verläuft, sichergestellt. Die Anschlussstellen Knetzgau und Haßfurt 
sind in westlicher Richtung über die Staatsstraßen St 2447 und St 2426 (Haßfurt) sowie in südli-
cher und östlicher Richtung über die St 2447, St 2427, St 2276 und St 2277 (Knetzgau) erreich-
bar. Damit besteht eine gute Anbindung an das überregionale Straßennetz. 
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Die Stadt Haßfurt ist am Bahnhaltepunkt „Haßfurt“ durch den Franken-Thüringen-Express (Regi-
onallinie RE 20), die Mainfrankenbahn (Regionallinie RB 53) und den Main-Spessart-Express 
(Regionallinie RE 54/55) tagsüber im Ein- bis Zwei-Stunden-Takt an den regionalen Schienen-
verkehr u.a. nach Nürnberg, Bamberg und Frankfurt a. Main angeschlossen. Der Bahnhof befin-
det sich in etwa 800 m Entfernung Luftlinie vom Plangebiet. Die Anbindung an den öffentlichen 
Personennahverkehr ist in Haßfurt zudem durch mehrere Buslinien des Verkehrsverbund Groß-
raum Nürnberg (VGN) sichergestellt. Die vom Plangebiet nächstgelegenen Bushaltestellen be-
finden sich mit „Haßfurt Schweinfurter Straße“ (Linie 1151) 400 m Fußweg südlich und mit „Haß-
furt Mösingerstraße“ (Linie 1163) etwa 150 m Fußweg nördlich. 

Abb. 1 Räumliche Lage Stadt Haßfurt (Bayerische Vermessungsverwaltung, Landesamt für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung, 2025) 

Der Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungsplans Allgemeines Wohngebiet „Gold-
berg West“ liegt nordwestlich des Ortskerns der Kreisstadt Haßfurt und umfasst ein bisher ge-
ringfügig bebautes Wohngrundstück mit großem parkähnlichem Garten sowie Teilflächen der an-
grenzenden Verkehrsflächen der Uchenhofer Straße und der vom Osterfeldweg abzweigenden 
Stichstraße. 

Das Gebiet wird südlich und östlich durch die Uchenhofer Straße (Kreisstraße HAS 5), westlich 
durch den Lampertsgraben und darauffolgende Wohnbebauung sowie nördlich durch eine öffent-
liche Stichstraße, die vom Osterfeldweg abzweigt, begrenzt. Westlich und östlich des Plangebiets 
befinden sich vorwiegend zwei- bis dreigeschossige Wohngebäude mit Satteldach. Südlich der 
Kreisstraße verlaufen die Staatsstraßen St 2447 und St 2275, die sich in diesem Bereich kreuzen. 
Parallel zur Staatsstraße 2447 verläuft die Schienentrasse der Regionalbahnlinien. Im Umfeld 
des Plangebiets befinden sich das Gewerbegebiet „Ehemalige Ilse“ im Süden, das Klärwerk der 
Stadt Haßfurt südwestlich und zwei Kindertagesstätten nördlich und südwestlich. 

Abb. 2 Lage des Geltungsbereichs des BBP & GOP „Goldberg West“ in Haßfurt (Bayerische Vermessungsverwaltung, 

Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, 2025) 

Stadt Haßfurt 

Geltungsbereich 
BBP & GOP 

Allgemeines Wohngebiet 
„Goldberg West“ 
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Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke mit den Flurnummern (Fl.-Nrn.) 923, 926, 926/1, 
926/3, 926/4 sowie Teilflächen der Flurstücke Fl. Nrn. 921, 924, 924/1, 924/2, 924/4, 925/4 und 
934/7 jeweils der Gemarkung Haßfurt, mit einer Gesamtfläche von 15.234 m² (1,52 ha). 

1.3 Verfahren 

Rechtsgrundlagen für die Aufstellung eines Bebauungsplans sind das Baugesetzbuch (BauGB) 
und die aufgrund § 9a BauGB erlassenen Rechtsverordnungen (BauNVO und PlanZV). Die Pla-
nungshoheit für die Aufstellung / Änderung von Bebauungsplänen liegt bei der Gemeinde (hier 
die Stadt Haßfurt). Das Verfahren selbst ist in den §§ 1 bis 10 bzw. 13 und 13a BauGB geregelt.  

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im sogenannten beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB („Bebauungsplan der Innenentwicklung“). Diese Verfahrensart dient explizit Maß-
nahmen der Innenentwicklung (Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung oder an-
dere Maßnahmen der Innenentwicklung).  

Da ein innerörtliches gelegenes, im Bestand nur geringfügig bebautes Wohngrundstück nachver-
dichtet werden soll, handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung i.S.d. § 13a Abs. 1 
Satz 1 BauGB. Die unter § 13a Abs. 1 BauGB aufgeführten Voraussetzungen für die Anwendung 
des beschleunigten Verfahrens liegen nach eingehender Vorabsondierung vor: 

Die geplante zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO im Geltungsbereich be-
trägt weniger als 20.000 m². 

Durch diesen Bebauungs- und Grünordnungsplan begründet sich keine Zulässigkeit eines Vor-
habens, das nach UVPG oder Landesrecht der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) unterliegt. Auch liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung eines 
der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b) BauGB genannten Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Natura-2000-
Gebieten (FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete) vor.  

Und es werden bei der Planung keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkun-
gen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes berührt. 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG ist daher nicht erforderlich. In diesem beschleu-
nigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 
Satz 1 BauGB entsprechend. Es werden somit von der Durchführung einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB, von der Angabe, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB so-
wie von der zusammenfassenden Erklärung nach  § 10a Abs. 1 BauGB und dem Monitoring nach 
§ 4c BauGB abgesehen. Weiterhin ist gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 die Eingriffsregelung nicht an-
zuwenden. 
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1.4 Bedarfsanalyse für das Plangebiet 

1.4.1 Struktur- und Entwicklungsdaten 

Demografische Entwicklung 

In der Stadt Haßfurt leben derzeit laut Statistischen Landesamt Bayern 13.867 Personen (Stand 
31.12.2024). Im Zeitraum von 2010 bis 2024 ist die Einwohnerzahl von 13.349 auf 13.867 um 
518 Einwohner (+ 3,9 %) gewachsen. Nach einer kurzen Schrumpfungs- und Stagnationsphase 
von 2010 bis 2014 weist die Einwohnerzahl zuletzt einen anhaltenden Wachstumstrend auf. 

 

Abb. 3 Bevölkerungsentwicklung Stadt Haßfurt 2010 - 2024 (Eigene Darstellung, Datengrundlage: Statistisches 
Landesamt Bayern, 2025) 

Eine differenzierte Betrachtung der Bevölkerungsbewegungen zeigt, dass Haßfurt deutliche Zu-
wanderungsgewinne aufweist, welche die Dynamik der natürlichen Bevölkerungsbewegung über-
wiegend kompensieren. Mit Ausnahme der Jahre 2019 und 2021 ist in den vergangenen zehn 
Jahren (seit 2015) ein anhaltend deutlich positives Wanderungssaldo festzustellen mit im Schnitt 
etwa 20 % mehr Zuzügen als Fortzügen. 

 
Abb. 4 Geburten, Todesfälle, Bevölkerungswanderung Stadt Haßfurt 2015 - 2024 (Eigene Darstellung, 

Datengrundlage: Statistisches Landesamt Bayern, 2025) 

Insgesamt fällt die tatsächliche Bevölkerungsentwicklung in der Stadt Haßfurt in den vergange-
nen fünf Jahren positiver aus als in den amtlichen Vorausberechnungen prognostiziert. Dies ist 
insbesondere auf das positive Wanderungssaldo zurückzuführen. Demnach ist auf Grundlage 
der vergangenen Entwicklungen insgesamt auf eine positive Bevölkerungsdynamik zu schließen, 
eine Fortsetzung dieses Positivtrends und ein daraus resultierender Bevölkerungszuwachs kann 
daher nicht ausgeschlossen werden. 
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Der „Wegweiser Kommune“ der Bertelsmann-Stiftung ordnet die Stadt Haßfurt dem Demogra-
phietyp „Stabile Städte und Gemeinden in ländlichen Regionen“ zu, die sich durch stabile demo-
graphische Kennwerte (u.a. Anteil unter 18-Jähriger, Bevölkerungsentwicklung, natürliche Saldo-
rate) und eine eher geringe Einwohnerdichte auszeichnen. 

Um die demografische Entwicklung im Planungszeitraum besser abschätzen zu können, erfolgt 
im Weiteren eine Betrachtung zusätzlicher demographischer, ökonomischer und raumfunktiona-
ler Rahmenbedingungen. 

1.4.2 Altersstruktur 

Aus der Altersstruktur einer Gemeinde lassen sich wichtige Rückschlüsse auf zukünftig verstärkt 
nachgefragte Wohnformen ableiten. In den vergangenen zehn Jahren zwischen 2015 und 2024 
hat sich die Altersgruppe zwischen 18 und 40 Jahren – den sogenannten „Haushaltsgründern“ – 
relativ stabil entwickelt. Gemäß Bevölkerungsprognose wird für diese Altersgruppe auch in den 
kommenden Jahren bis 2033 eine relativ stabile Entwicklung angenommen, sodass ein Bedarf 
an Haustypen für „Familienwohnen“ abzuleiten ist, wie auch der fortwährend gleichbleibende An-
teil der Altersgruppe unter 18 Jahren zwischen 2015 und 2024 zeigt. Einen Zuwachs hat auch 
die Altersgruppe der über 65-Jährigen erfahren, der sich gemäß der amtlichen Vorausberech-
nung auch künftig weiter fortsetzen wird, sodass auch Bedarf an Haustypen mit kleineren Wohn-
formen abzuleiten ist. 

1.4.3 Wohnungsbestand und durchschnittliche Haushaltsgröße 

Anzahl der Wohngebäude  3832 

Anzahl WE  6662 

⌀ Anzahl WE je Wohngebäude  6662 / 3832 = 1,74 

⌀ Anzahl EW / WE  13.867 / 6662 = 2,08 

Im Jahr 2024 betrug die Anzahl der Wohngebäude 3832, die Anzahl der Wohnungen / Wohnein-
heiten (WE) 6662. Somit beträgt die Anzahl der Wohneinheiten je Wohngebäude durchschnittlich 
1,74. Die durchschnittliche Haushaltsgröße beträgt 2,08 Personen. 

 Anzahl Wohn-
gebäude 

Anzahl Woh-
nungen (WE) 

Wohnfläche EW EW/WE Wohnfläche 
pro Einwohner 

2010 3418 6218 602.393 13.349 2,15 45,1 qm 

2015 3550 6069 625.546 13.277 2,19 47,1 qm 

2020 3692 6339 658.448 13.593 2,15 48,4 qm 

2024 3832 6662 707.382 13.867 2,08 51,0 qm 

In den vergangenen 10 Jahren hat sich der Bestand an Wohngebäuden (+ 282 Wohngebäude / 
+ 7,9 %) und Wohneinheiten (+ 593 Wohnungen / + 9,8 %) erhöht. Die durchschnittliche Haus-
haltsgröße ist von 2,19 in 2015 auf 2,08 EW/WE in 2024 leicht geschrumpft. Zugleich ist die 
Wohnfläche pro Einwohner angestiegen (+ 3,9 qm/EW, + 8,3 %). 

Ein Blick auf die Baufertigstellungen der Jahre 2014 bis 2024 zeigt deutlich, dass der weit über-
wiegende Teil der neu errichteten Wohngebäude Einfamilienhäuser mit einer Wohneinheit sind. 
Diese stellen im Schnitt über den Zehnjahreszeitraum 83 % der fertiggestellten Wohngebäude 
sowie im Durchschnitt 51 % der Wohnungen in neu errichteten Wohngebäuden. Demgegenüber 
stellen im gleichen Zeitraum Wohngebäude mit zwei Wohnungen im Schnitt lediglich 8 % der 
Wohngebäude bzw. 10 % der Wohnungen und Wohngebäude mit drei oder mehr Wohnungen im 
Schnitt 9 % der fertiggestellten Wohngebäude und 39 % der fertiggestellten Wohnungen. 

In Verbindung mit den übrigen vorliegenden Daten, insbesondere auch zur Altersstruktur und 
zum Wohnungsbestand, kann auf einen differenzierten Bedarf an kleineren Wohnformen ge-
schlossen werden, insbesondere für Haushaltsgründer, Seniorinnen und Senioren sowie so ge-
nannte „Empty Nester“, also Haushalte die sich durch den Auszug erwachsener Kinder am Ende 
der „Familienphase“ wieder verkleinern.  
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Einstufung im Zentrale Orte-System sowie Gebietskategorie gemäß LEP 

Ausführungen zur Einstufung im Zentrale Orte-System sowie zur Gebietskategorie gemäß LEP 
sind in Kapitel 2.1. beschrieben. 

Verkehrsanbindung 

Siehe hierzu Kap. 1.20 

Wirtschaftliche Entwicklungsdynamik  

Die Stadt Haßfurt weist in den vergangenen zehn Jahren ein stabiles und deutlich positives Pend-
lersaldo auf. Die Anzahl der Erwerbstätigen am Arbeitsort ist in den vergangenen Jahren annä-
hernd stabil geblieben, die Arbeitslosenquote liegt im Landkreis Haßberge zwischen 2015 und 
2024 im Schnitt bei etwa 2,9 %. 

Zwischenfazit 

Aufgrund der dargelegten Rahmenbedingungen lässt sich die zuvor festgestellte, nicht ganz ein-
deutige demografische Prognose besser einordnen. So ergibt sich aus der Einstufung als Mittel-
zentrum sowie Zentrum des Nahbereichs „Haßfurt“ ein gewisses Maß an Zentralität, zudem sind 
sowohl die Verkehrsanbindung durch den Schienenverkehr und mehrere Kreisstraßen, als auch 
die Arbeitsmarktlage positiv zu bemerken. 

Unter Berücksichtigung der stabilen Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Landes-
amtes ist im Planungszeitraum von einer weitgehenden Bevölkerungsstagnation auszugehen 
(Prognose 2035: ca. 13.500 EW). Es ist jedoch festzuhalten, dass die tatsächliche Bevölkerungs-
entwicklung zuletzt die amtliche Prognose aus dem Jahre 2019 leicht übertroffen hat. Dies deutet 
darauf hin, dass die Nachfrage nach Wohnraum in der Stadt Haßfurt weiterhin auf einem relativ 
hohen Niveau liegt. Vor diesem Hintergrund erscheint die Schaffung zusätzlichen Wohnraums 
grundsätzlich erforderlich, um den bestehenden sowie potenziell steigenden Wohnraumbedarf 
decken zu können. 

Bestehende Flächenpotentiale und Aktivierungsstrategien  

Im Hauptort sowie in den Ortsteilen bestehen stellenweise Baulücken, Brachflächen oder Flächen 
mit Leerstandsrisiko (u.a. in Form von ehemaligen Hofstellen), zudem sind im Hauptort Haßfurt 
einzelne Gebäude- und Wohnungsleerstände vorzufinden. Gleichwohl weisen sowohl der 
Hauptort wie auch die Ortsteile, die nahe des Hauptortes liegen, einen deutlichen Siedlungsdruck 
auf und sind begehrte Wohnstandorte sowohl für Ortsansässige als auch Ortsfremde. Hier über-
steigt die Nachfrage nach Wohnbauflächen das Angebot deutlich. Gegebenenfalls freiwerdende 
Wohngebäude in den Wohngebieten des Hauptortes sowie der Ortsteile in der Nähe desselben, 
werden aufgrund des hohen Siedlungsdrucks und der hohen Nachfrage an Wohnraum häufig 
zeitnah wieder bewohnt. Demnach wird von einer Aufnahme leerstehender Wohngebäude im 
gesamten Stadtgebiet abgesehen. 

Die Gemeinde ist bestrebt, dem Siedlungsdruck insbesondere durch eine sinnvolle Nutzung des 
vorhandenen Gebäudebestandes sowie Nachverdichtung zu begegnen. So unterstützt die Stadt 
Haßfurt unter anderem die Aktivierung von Leerstand durch Investitionen zur Erhaltung und Nut-
zung vorhandener Bausubstanz in den Stadtteilen Augsfeld, Oberhohenried, Prappach, Sailers-
hausen, Sylbach, Uchenhofen, Unterhohenried und Wülflingen. Hierfür wurde das kommunale 
„Förderprogramm für Investitionen zur Erhaltung, Erneuerung, Verbesserung und Neuschaffung 
von Bausubstanz zur Wohnnutzung“ geschaffen. Das Ziel ist die Verhinderung einer Abwande-
rung aus den Altorten in die Siedlungsgebiete um die Verödung dieser zu verhindern. 

Ein wesentlicher Faktor, der jedoch die Aktivierung von potentiellen Bauflächen erschwert, ist die 
Flächenverfügbarkeit. Während gemeindeeigene Flächen schneller aktiviert werden können, ist 
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bei privaten Flächen grundsätzlich ein Einvernehmen mit dem Eigentümer erforderlich. Viele Flä-
chen sind in privatem Eigentum und nach aktuellem Stand nicht verfügbar. So handelt es sich bei 
einigen Baulücken auch um Teilbereiche von großen privaten Grundstücken (bspw. aktuell als 
Garten oder sonstige Freifläche genutzt), bei welchen eine Aktivierung nur schwer vorstellbar ist 
– insbesondere für eine Bebauung von Personen außerhalb des Familienverbunds des Eigentü-
mers. Da die vorhandenen Flächenpotentiale jedoch in Privateigentum stehen und somit der 
Stadt nicht zur Verfügung stehen, stellen diese lediglich ein theoretisches Potential dar.  

Da weitere Innenentwicklungspotentiale nicht zur Verfügung stehen und mit dem vorliegenden 
Vorhaben eine Nachverdichtung innerhalb des Siedlungsbereichs erfolgt, hält die Stadt Haßfurt 
an der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes fest. 

Soziale Einrichtungen 

Mit Ausweisung des neuen Wohngebietes steigt auch die Nachfrage an sozialer Infrastruktur. 

Die Stadt Haßfurt verfügt über ein gutes Angebot an Bildungsmöglichkeiten, da sich neben einer 
Grundschule auch weiterführende Schulen (Mittelschule, Realschule, Gymnasium) im Stadtge-
biet befinden. Der Bedarf an Kindergartenplätzen der durch die neue Wohnbebauung entsteht, 
kann in den vorhandenen Kindergärten abgedeckt werden. 

1.4.4 Zusammenfassung 

Folgende Standortvorteile begründen die Schaffung neuer Wohnbauflächen in der Stadt Haßfurt: 

- Vorausberechnete relativ stabile Bevölkerungsentwicklung für die Stadt Haßfurt 
- Sichergestellte Versorgung der Bewohner mit Dingen des täglichen Bedarfs über mehrere 

Einkaufsmöglichkeiten (Supermarkt, Bäcker und gastronomische Angebote und Bildungs- 
und Kinderbetreuungsangeboten). 

- Sehr gutes Arbeitsplatzangebot in der Stadt sowie der unmittelbaren Umgebung. 
- Verkehrsgünstige Lage an mehreren Staatsstraßen und damit eine gute Anbindung an 

die überregionale Verkehrsinfrastruktur 
- Angebot von Wohnraum für verschiedene Zielgruppen 
- Gewährleistung eines attraktiven Wohnumfeldes durch die zentrumsnahe Lage und Nähe 

zu Natur und Naherholungsgebieten. 
 

Die Ausweisung des geplanten Wohngebietes begründet sich in den aufgezeigten Standort-
vorteilen, insbesondere aufgrund der stabilen Einwohnerentwicklung der letzten Jahre sowie 
den vorliegenden Prognosewerten. 
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2 Planungsrechtliche Voraussetzungen und Vorgaben 

2.1 Raumordnung und Landesplanung 

Die gemäß § 1 Abs. 4 BauGB zu beachtenden Ziele der Raumordnung für die Bauleitplanung in 
der Stadt Haßfurt enthalten das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, Stand 2023) sowie 
der Regionalplan Region Main-Rhön (RP 3, Stand 2023).  

Die Stadt Haßfurt wird im LEP und im RP dem allgemeinen ländlichen Raum zugeordnet und ist 
als „Raum mit besonderem Handlungsbedarf“ gekennzeichnet. Die Stadt Haßfurt ist in der Zent-
rale-Orte-Systematik als Mittelzentrum klassifiziert. Das nächstgelegene Oberzentrum ist die 
Stadt Schweinfurt in etwa 25 km Entfernung westlicher Richtung. 

Des Weiteren ist Haßfurt im RP 3 als Nahbereichszentrum ausgewiesen. Die Stadt Haßfurt ver-
fügt demnach über wichtige Ausstattungselemente der Daseinsvorsorge und ist zentralörtlich für 
die Grundversorgung des ihr zugeordneten Nahbereichs zuständig.  

Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass er seine Funktion als eigen-
ständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern und weiter entwickeln kann, die Daseins-
vorsorge in Umfang und Qualität gesichert und die erforderliche Infrastruktur weiterentwickelt 
wird, seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit mög-
lichst auch mit öffentlichen und nicht motorisierten Verkehrsmitteln versorgt sind, er seine eigen-
ständige, gewachsene Siedlungs-, Freiraum- und Wirtschaftsstruktur bewahren und weiterentwi-
ckeln kann und er seine landschaftliche und kulturelle Vielfalt sichern kann. 

In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung vorrangig zu 
nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur 
Verfügung stehen. Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen und bedarfsorien-
tierten Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels 
und seiner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung der natürlichen Ressourcen und 
der Stärkung der zusammenhängenden Landschaftsräume ausgerichtet werden. 

Flächen- und energiesparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichti-
gung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

Die Ausweisung größerer Siedlungsflächen soll überwiegend an Standorten erfolgen, an denen 
ein räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs-, Versorgungs- 
und Infrastruktureinrichtungen in fußläufiger Erreichbarkeit vorhanden ist oder geschaffen wird. 

Die Siedlungsentwicklung in der Region Main-Rhön soll insbesondere auf die Zentralen Orte aus-
gerichtet werden. Die Zentrale Orte gewährleisten, auch im Hinblick auf demographische Verän-
derungen, die flächendeckende Versorgung der Bevölkerung mit Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge in zumutbarer Erreichbarkeit und sind daher zunächst am besten geeignet, den Siedlungs-
druck raumverträglich aufzufangen. Es sollen Gemeinden im ländlichen Raum mit günstigen Vo-
raussetzungen in ihrer Siedlungsentwicklung nachdrücklich gestärkt werden. 

Baugebietsausweisungen im Rahmen einer über die organische Entwicklung hinausgehenden 
Siedlungstätigkeit im gewerblichen Siedlungsbereich sollen vor allem auf den Hauptsiedlungs-
kern der jeweiligen Gemeinde beschränkt bleiben. In den Mittelzentren, darunter die Stadt Haß-
furt, und in deren näherer Umgebung soll auf eine stärkere Siedlungsdichte in den Wohnbauge-
bieten hingewirkt werden. 

Zudem ist auf eine Vermeidung der Landschaftszersiedlung hinzuwirken, um den Erhalt und die 
Vernetzung ausreichend großer, ungestörter Freiflächen zu gewährleisten, insbesondere zwi-
schen den Siedlungsachsen und -einheiten. Zersiedlungstendenzen soll vor allem auf dem Wege 
der Bauleitplanung begegnet werden. 

Die Ziele und Grundsätze der Landes- und Regionalplanung werden in diesem Bebauungsplan 
berücksichtigt.  
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2.2 Flächennutzungs- und Landschaftsplanung 

Der wirksame Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP/LP) der Stadt Haßfurt 
aus dem Jahre 2001 stellt den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans als Wohnbaufläche dar. 
Nördlich, westlich und östlich grenzen Wohnbauflächen an; südlich sind Grünflächen, Bahnanla-
gen sowie Straßenverkehrsflächen dargestellt. Nördlich des Plangebiets ist eine Versorgungsflä-
che für Elektrizität sowie darauf folgenden gemischte Bauflächen und Flächen für Gemeinbedarf 
dargestellt. Zudem verläuft eine unterirdische Hauptversorgungsleitung nördlich des Plangebiets 
von Süden kommend in Ost-West-Richtung. 

Das geplante Vorhaben entspricht den Darstellungen des wirksamen FNP / LP und tut daher dem 
Entwicklungsgebot des §8 Abs. 2 BauGB Genüge. Eine Änderung des wirksamen FNP / LP ist 
daher nicht erforderlich. 

Abb. 5 Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungs- und Landschaftsplan Stadt Haßfurt 

2.3 ISEK 2035 Gesamtstadt der Stadt Haßfurt 

Gemäß dem integriertem städtebaulichen Entwicklungskonzept (ISEK) der Stadt Haßfurt stellt 
das Plangebiet eine innerstädtische Flächenreserve dar, die als „innovatives Impulsprojekt mit 
Magnetwirkung“ entwickelt werden soll. Das Plangebiet soll im Zuge der Innenentwicklung nach-
verdichtet werden und ein vielfältiges Angebot an Wohnformen und Bautypologien schaffen. Es 
wird auf die Erforderlichkeit von Maßnahmen gegen Verkehrslärmemissionen durch die Nordtan-
gente (St 2447) und die Uchenhofer Straße sowie die topographische Situation (Nord-Süd-Ge-
fälle) hingewiesen. 

Das Vorhaben entspricht dieser Zielsetzung, da eine bislang untergenutzte zentrumsnahe Fläche 
künftig nachverdichtet und neben Reihenhäusern auch ein Wohnungsangebot in Form von Mehr-
familienhäusern geschaffen werden soll. Die Planungen berücksichtigen dabei die Immissionen, 
die aus der Lage des Geltungsbereichs an den umgebenden Straßenverkehrsflächen sowie der 
südlich verlaufenden Bahntrasse resultieren.  

Geltungsbereich 
BBP & GOP 

Allgemeines Wohngebiet 
„Goldberg West“ 
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3 Angaben zum Bestand 

3.1 Aktuelle Nutzung  

Das Plangebiet dient momentan der Wohnnutzung mit umfangreichen, parkähnlichen Grünflä-
chen. Neben dem Hauptwohngebäude sind bauliche Anlagen in Form einer Garage und deren 
Zufahrt, welche im Zuge der Entwicklung rückgebaut werden, vorzufinden. Bei dem Hauptge-
bäude handelt es sich um einen eingeschossiges Gebäude mit Walmdach. Zudem befinden sich 
mehrere Nebengebäude/-anlagen auf dem Grundstück, darunter ein Gartenpavillon, eine Gar-
tenhütte und weitere Garagen- bzw. Lagerräume. Darüber hinaus ist ein umfangreicher Gehölz-
bestand im Geltungsbereich vorhanden. 

3.2 Ortsbild / Landschaftsbild / Vegetation / Topografie 

Die Umgebung des Plangebiets ist durch überwiegend zwei- bis dreigeschossige Wohngebäude 
mit roten/rotbraunen und anthrazitfarbenen Sattel- und Pult- sowie vereinzelt Walm- und Flach-
dächern geprägt. Die Umgebung zeichnet sich vor allem durch Reihen- und Mehrfamilienhäuser 
aus. 

Der Geltungsbereich ist im Bestand nur geringfügig durch das in Kapitel 3.1 beschriebene Haupt-
gebäude mit Nebengebäude und Erschließungsflächen bebaut (etwa 10 % des Plangebiets) 

Von außen her, also aus dem umliegenden Siedlungsbereich bzw. von der Uchenhofer Straße 
ist das Gebiet aufgrund des Baum- und Strauchbestandes kaum einsehbar. Vom öffentlichen 
Straßenraum besteht lediglich im Bereich der Zufahrt die Möglichkeit das Gebiet einzusehen, 
ansonsten im Norden und Osten in Teilbereichen der dort gelegenen Privatgärten bzw. vom nörd-
lichen Privatweg aus. 

In der Amtlichen Biotopkartierung sind keine Flächen im Geltungsbereich erfasst.  

Das Plangebiet ist durch einen dichten und artenreichen Baumbestand geprägt, der dem Typus 
eines parkähnlichen Villengartens entspricht: Es gibt Bereiche unterschiedlicher Charakteristik 
und Artenzusammensetzung, wie z.B. eine kleine Obstwiese im Westen, einen dichten, nadel-
holzreichen Gehölzsaum im Süden und Südosten, zahlreiche frei stehende Einzelbäume mit breit 
ausgebildeten Kronen sowie Hecken aus Sträuchern und Bäumen, die die unterschiedlichen 
Grundstücke gegeneinander abgrenzen. Auffallend ist der hohe Anteil an Nadelbäumen (v.a. Kie-
fern, Fichten und Douglasien) und an nicht heimischen Baumarten, oft aus dem nordamerikani-
schen und asiatischen Raum. Auffällig ist zum Beispiel ein großer Silber-Ahorn (Acer sacchari-
num) als „Hausbaum“ nordöstlich des bestehenden Gebäudes. Durch diese Artenzusammenset-
zung erinnert das Gebiet an ein Arboretum. Der natur- und artenschutzfachliche Wert des Baum-
bestandes ist aufgrund seiner strukturellen Vielfältigkeit durchaus bemerkenswert, wird aber 
durch den hohe Anteil an Nadelbäumen und nicht heimischen Arten etwas vermindert. 

Der Unterwuchs unter den dichteren Baumbeständen ist artenarm und durch schattenverträgliche 
Gräser und Kräuter geprägt. Die Freiflächen zwischen den Bäumen sind als mäßig extensiv ge-
nutztes, artenarmes Mahdgrünland zu beschreiben. 
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Abb. 6 Baumbestand (Drohnenaufnahmen, Landschaftsplanung Klebe 2024) 

Eine kommunale Baumschutzverordnung ist in Haßfurt nicht vorhanden. Es liegt eine Gelände-
vermessung des Büro Ingenieurvermessung Tareilus vor (Dezember 2022), in der die Bäume 
eingemessen und hinsichtlich der folgenden Kategorien beschrieben und bewertet wurden: Art, 
Höhe, Stammdurchmesser, geschätzte Kronenweite, prognostizierte Lebensdauer. Anhand die-
ser Baumbestandsaufnahme, einer ergänzenden Ortsbegehung und einer Drohnenbefliegung 
(Landschaftsplanung Klebe, 18.12.2024) wurden zu erhaltende Bäume in zwei Prioritätsstufen 
definiert. Diese Bewertung wurde im Rahmen der städtebaulichen Planung berücksichtigt, indem 
versucht wurde, die Baukörper und Erschließungstrassen so zu legen, dass möglichst viele er-
haltenswerte und sehr erhaltenswerte Bäume stehen bleiben können. 
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Abb. 7 Topographische Geländeaufnahme (Ingenieurvermessung Tareilus 2022, ergänzt durch Landschaftsplanung 
Klebe bzgl. erhaltenswerter Bäume) 

Das Relief ist stark geneigt – das Gelände fällt von Norden nach Süden um etwa 8,7 m ab, wobei 
der höchste Punkt mit 239,2 m über NNH im Norden an der Zufahrt zum Anwesen an der Uchen-
hofer Straße 3 und der tiefste Punkt mit 230,5 m über NNH im Süden an der Uchenhofer Straße 
liegt. Am westlichen und östlichen Rand des Geltungsbereichs fällt das Gelände zu den angren-
zenden Verkehrsflächen ab, hier sind Geländesprünge (Böschungen etc.) von etwa 1,7 m vor-
handen. Das Hauptgebäude selbst liegt leicht erhöht und verspringt nach Südwesten hin nach 
unten. 

3.3 Geologie, Boden, Wasser 

Gemäß der Geologischen Karte Bayern (M 1 : 25.000, Quelle: www.bayernatlas.de) stehen an 
der Oberfläche im Plangebiet Gesteine des Oberen Muschelkalks aus der mittleren Trias an. Sie 
werden als Wechsellagerung von Ton- und Tonmergelstein sowie Kalk- oder Kalkmergelstein 
beschrieben. In geringer Entfernung westlich des Geltungsbereichs grenzen Flussschotter aus 

http://www.bayernatlas.de/
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dem frühen Pleistozän an, südlich beginnt in etwa ab der Nordtangente ein bis kurz vor der Main-
aue reichender Bereich mit künstlichen Ablagerungen durch Siedlungs- und Infrastrukturentwick-
lung. Die Aue selbst ist durch pleistozäne bis holozäne Flusssedimente (Sand, Schitter und z.T. 
Mergel) geprägt. 

Im Baugebiet und dessen Umgebung sind keine Fließ- oder Stillgewässer vorhanden, dement-
sprechend auch keine Überschwemmungsgebiete. Wassersensible Bereiche und Wasserschutz-
gebiete sind ebenfalls nicht vorhanden. Westlich grenzt jedoch ein nicht näher benannter, tem-
porär wasserführender Bach unmittelbar an den Geltungsbereich an, der hier nur auf einer Länge 
von ca. 90 m offen (stark begradigt und deutlich eingetieft) verläuft und ansonsten, also im Süd-
westen neben dem Geltungsbereich und im Nordwesten westlich der Flur Nr. 926/2 sowie unter 
dem Osterfeldweg, verrohrt ist. Der Graben führt das Wasser aus den Hanglagen nördlich der 
Siedlungsbereiche, das genaue Einzugsgebiet ist jedoch nicht bekannt. Die Talaue des Mains, in 
den der Graben vermutlich am unteren Ende der Verrohrung mündet, beginnt ca. 250 m südlich 
des Plangebiets. Von dort aus gesehen steigt das Gelände nach Norden hin zunächst leicht an, 
fällt dann nochmal einige Meter zu den in den Fuß der Terrassenkante eingeschnittenen Infra-
strukturtrassen (Bahnlinie, Nordtangente) und steigt dann, im Bereich der Terrassenkante, steil 
um ca. 10 m zur Staatsstraße hin an.  

Im Geohydrologischen Gutachten (Schulze + Lang, 02.02.2026) wurden insgesamt 11 Bohrun-
gen abgeteuft; in fünf davon wurden Versickerungsversuche durchgeführt. Die Standorte der 
Bohrungen und Versickerungsversuche wurden vorher auf die aktuelle städtebauliche Planung 
abgestimmt.  

Gemäß dem o.g. Gutachten konnte bis in Tiefen von 4 bis 5 m gebohrt werden, bevor der Bohr-
widerstand im Übergang zum Schluff-/Tonstein bzw. Mergelgestein zu hoch wurde. Dabei wurde 
kein Grundwasser erbohrt; auch Schichtwasser oder Staunässe wurde nicht angetroffen. Laut 
dem Gutachten könnten maximale Wasserstände im Plangebiet nur über langjährige Pegelmes-
sungen ermittelt werden. 

Eingriffe der geplanten Bebauung in das Grundwasser sind aber aufgrund der beschriebenen 
Ergebnisse nicht zu erwarten.  

Die Versickerungsversuche ergaben zwar in drei Bohrungen kf-Werte, die auf ausreichende Ver-
sickerungsfähigkeit hindeuten, laut dem Gutachten ist dies jedoch auf im Schluff/Ton eingeschal-
tete, brüchige und klüftige Ton-/Mergelbänke zurückzuführen. Dies führt in Kombination mit der 
im Bodengutachten parallel durchgeführten Korngrößenanalyse dazu, dass die Versickerungs-
versuche nicht aussagekräftig sind: Aufgrund des hohen Schluff-/Tonanteils in den Böden ist eine 
gezielte Versickerung der Oberflächenwasserabflüsse aus dem Baugebiet nicht möglich.  

3.4 Immissionen 

Das Plangebiet liegt in unmittelbarer Nähe mehrerer Kreis- und Staatsstraßen, der Eisenbahn-
strecke 5102 sowie eines Lebensmittelmarktes. Es besteht daher Grund anzunehmen, dass er-
höhte Verkehrs- und Gewerbelärmimmissionen auf das geplante Wohngebiet einwirken. Um im 
Rahmen der Bauleitplanung potenziellen Lärmkonflikten vorzubeugen und die Anforderungen der 
DIN 18005 zu erfüllen, sollen die zu erwartenden Schallimmissionen auf die vorgesehene Wohn-
bebauung untersucht werden. 

Hierzu liegt eine schalltechnische Untersuchung der IBAS Ingenieursgesellschaft mbH aus dem 
Jahre 2021 vor, welche aufgrund des zwischenzeitlich geänderten städtebaulichen Konzeptes im 
Juli 2025 und Februar 2026 aktualisiert und ergänzt wurde. Es wurden sowohl die Lärmemissio-
nen der Verkehrswege (Kreisstraße HAS 5, Staatsstraßen St 2275 und St 2447 sowie Bahnstre-
cke 5102) als auch des südlich gelegenen Lebensmittelhandels (Rewe-Markt) betrachtet. Im ak-
tualisierten Gutachten wurden lediglich die Lärmimmissionen des Straßen- und Schienenver-
kehrs neu ermittelt, die Ergänzung aus dem Februar 2026 enthalten detaillierte geschossweise 
Betrachtungen der einwirkenden Lärmimmissionen. 
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Verkehrslärm 

Für die Beurteilung der schaIlimmissionsschutztechnischen Situation im Plangebiet ist im Rah-
men der Bauleitplanung die DIN 18005 mit dem Beiblatt 1 heranzuziehen. Demnach sind nach-
stehende Orientierungswerte einzuhalten: 

Gebietsfestsetzung Orientierungswerte OW in dB(A) 

tags 

6.00 Uhr - 22.00 Uhr 

nachts 

22.00 Uhr - 6.00 Uhr 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 45 

Die Einhaltung oder Unterschreitung vorgenannter Orientierungswerte ist wünschenswert, um der 
mit der Eigenart des vorgesehenen Baugebietes verbundenen Erwartung auf angemessenen 
Schutz vor Lärmbelästigung gerecht zu werden. 

lm Rahmen des Abwägungsverfahrens der Stadt Haßfurt können für die Beurteilung der Ver-
kehrsgeräuschimmissionen im Einzelfall auch höhere Richtwerte herangezogen werden. Zu-
nächst ist dabei zu prüfen, ob alle aus planerischer Sicht möglichen und umsetzbaren aktiven 
Lärmschutzmaßnahmen einbezogen wurden. Anschließend können gegebenenfalls ergänzende 
passive Lärmschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume mitberücksichtigt werden. 

Für die Abwägung höherer Werte kann die 16. Verordnung zum Bundesimmissionsschutzgesetz 
(Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV), welche grundsätzlich für den Neubau bzw. die 
wesentliche Änderung von Straßen in der Baulast des Bundes maßgebend ist, ergänzend heran-
gezogen werden. 

Gebietsfestsetzung Immissionsgrenzwerte gemäß 16. BImSchV LIGW in (dB(A)) 

tags 

6.00 Uhr - 22.00 Uhr 

nachts 

22.00 Uhr - 6.00 Uhr 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 59 49 

Die Berechnungsergebnisse der freien Schallausbreitung zeigen, dass 

- Die Verkehrslärmimmissionen liegen im Südosten des Plangebiets am höchsten (68 db(A) 
tags, 62 db(A) nachts), die Werte nehmen nach Nordwesten hin ab (57 dB(A) tags, 51 
dB(A) nachts) 

- Es sind im Plangebiet Verkehrslärmimmissionen von bis zu 68 db(A) tags und 62 db(A) 
nachts zu erwarten, die Grenze zur Gesundheitsgefährdung (70…75 dB(A) tags, 60…65 
dB(A) nachts) wird in einem Teilbereich im Südosten zur Nachtzeit überschritten 

- Die Orientierungswerte tags und nachts der DIN 18005 für ein Allgemeines Wohngebiet 
(WA) im gesamten Gebiet deutlich überschritten, ursächlich ist im Wesentlichen der 
Eisenbahnlärm, tags ist der Straßenverkehr maßgebende Schallquelle. 

Gewerbelärm 

Für Geräuschimmissionen von gewerblichen Anlagen (Gewerbelärm) sind die Orientierungs-
werte der DIN 18005 anzuwenden. In Konfliktsituationen zwischen Wohnen und Gewerbe findet 
das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) und in seiner Folge die aktuell gültige TA Lärm 
Abwendung. Die hierin genannten Immissionswerte unterscheiden sich – mit Ausnahme des Ur-
banen Gebietes – zahlenmäßig nicht von den Orientierungswerten für Gewerbelärm der DIN 
18005 und werden im Verwaltungsvollzug wie Grenzwerte gehandhabt. Gemäß TA Lärm wird als 
maßgeblicher Immissionsort derjenige Ort im Einwirkungsbereich der Anlage bezeichnet, an dem 
eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte am ehesten zu erwarten ist. 

Für die Immissionen die durch den Lebensmittelmarkt verursacht werden, gelten nach der TA 
Lärm, Ziff. 6 folgende Immissionsrichtwerte: 
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Gebietsfestsetzung Immissionsrichtwerte dB(A) nach TA Lärm Ziff.6 in db(A) 

tags 

6.00 Uhr - 22.00 Uhr 

nachts 

22.00 Uhr - 6.00 Uhr 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 40 

Im vorliegenden Fall ist der einwirkende Gewerbelärm der angrenzenden gewerblichen Nutzun-
gen durch den Lebensmittelmarkt (Schweinfurter Straße 2) zu beurteilen. Hierbei sind neben den 
üblichen Park- und Ladegeräuschen auch die haustechnischen Anlagenkomponenten zu berück-
sichtigen, welche teilweise auf den Dachflächen und an der Rückfassade des Marktes, also dem 
Plangebiet zugewandt, angeordnet sind. 

Hinsichtlich des ausgehenden Gewerbelärms vom Lebensmittelmarkt kann gemäß gutachterli-
cher Stellungnahme davon ausgegangen werden, dass die ermittelten Schallemissionen in un-
mittelbarer Nähe des Marktgebäudes (bspw. Anlieferung, Haustechnik) mit der vorhandenen um-
liegenden Bebauung verträglich sind. Es ist zudem davon auszugehen, dass die zur Tagzeit ein-
wirkenden zusätzlichen Immissionen (Kundenparkplatz, Anlieferzonen, etc.) zu keiner Änderung 
der Beurteilungssituation im Plangebiet führen, da die relevanten Immissionsorte für die Beurtei-
lung des Lebensmittelmarktes unmittelbar im Westen, Süden und Osten der Grundstücksfläche 
angeordnet sind und das Plangebiet nördlich des Rewe-Marktes abgeschirmt liegt. Daher ist da-
von auszugehen, dass es im Geltungsbereich zu keiner Überschreitung der zulässigen Immissi-
onsrichtwerte zur Tagzeit kommt, sofern die schalltechnischen Anforderungen bereits an den be-
stehenden Immissionsorten eingehalten werden. 

Für die vorgesehenen Nutzungen im Plangebiet sind entsprechend der gutachterlichen Ergeb-
nisse aufgrund des einwirkenden Gewerbelärms keine Maßnahmen erforderlich, da die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 (55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts) sowie die maßgeblichen Immis-
sionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. Auch hinsichtlich des Spitzenpegelkriteriums 
werden die zulässigen Richtwerte aufgrund der Anordnung der Lärmquellen (Kundenparkplatz, 
Anlieferzonen, usw.) der gewerblichen Nutzungen zum Plangebiet eingehalten. 

3.5 Eigentumsverhältnisse 

Die Grundstücke im Plangebiet befinden sich vollständig in privatem Eigentum. 

3.6 Ver- und Entsorgung 

Wird zum Entwurf ergänzt 
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4 Planung 

4.1 Planungsgrundsätze / Planungsziele 

Der Bebauungsplan soll entsprechend § 1 Abs. 5 BauGB einer nachhaltigen städtebaulichen Ent-
wicklung im Fokus der Anpassung an künftige soziale, wirtschaftliche und umweltschützende An-
forderungen gerecht werden. Er soll dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die 
Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern. Die städtebauliche Ge-
stalt und das Orts- und Landschaftsbild sollen baukulturell erhalten und entwickelt werden. Er ist 
zum Wohl der Allgemeinheit aufzustellen. 

Neben diesen Planungsleitlinien findet die gewünschte städtebauliche Ordnung und Entwicklung 
insbesondere in folgenden Planungsgrundsätzen gemäß § 1 Abs. 6 BauGB ihren Ausdruck: 

− Die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener 
Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche – durch die 
Anpassung der Kubatur der geplanten Gebäude an die der näheren Umgebung. 

− Beachtung der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbilds - durch die bestmögliche Ein-
bindung der neuen baulichen Anlagen in die vorhandenen Strukturen (baulich und grün-
ordnerisch). 

− Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes, insbesondere des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege – durch möglichst weitgehende Beschränkung von Gehölzrodun-
gen und Pflanzung zahlreicher Laubbäume. 

− Beachtung der Belange des Umweltschutzes, insbesondere des Klimas durch zahlreiche 
Pflanzungen großer Bäume und durch Dachbegrünungen. 

− Berücksichtigung des sachgerechten Umgangs mit Abfällen und Abwässern durch die Si-
cherstellung einer geordneten Entwässerung. 

− Berücksichtigung der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie die sparsame und effi-
ziente Nutzung von Energie - durch die Ermöglichung von Solarenergieanlagen und Son-
nenkollektoren. 

− Sicherstellung einer ausreichenden Versorgung mit Freiflächen und durch Festsetzung 
von Grünflächen, Regelung der Grundflächenzahl und Anordnung der überbaubaren 
Grundstücksflächen. 
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4.2 Planungskonzept 

4.2.1 Städtebau 

 

Abb. 8 Städtebauliches Konzept (Büro Vogelsang, 2025) 

Die Planung orientiert sich an der Topographie, die durch ein Nord-Süd-Gefälle sowie Böschun-
gen am östlichen und westlichen Rand des Geltungsbereichs gekennzeichnet ist. Maßgebend für 
den geplanten Städtebau ist darüber hinaus der Erhalt von Teilen des Baumbestandes. 

Durch die Ausbildung zweier Hofsituationen in verschiedenen Wohntypologien wird das Ziel ver-
folgt, ein vielfältiges und attraktives Wohnumfeld zu schaffen, das den öffentlichen Raum von den 
halböffentlichen gemeinschaftlichen Bereichen und Privatgärten im Bereich der „Wohnhöfe“ ab-
grenzt. Dabei ergänzen sich innerhalb des Geltungsbereichs Geschosswohnungsbau und Rei-
henhäuser und schaffen Wohnraum für unterschiedliche Wohnbedürfnisse. Insgesamt sollen vo-
raussichtlich zwischen 80 und 85 Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau sowie 19 Reihen-
häuser entstehen. 
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Im Norden und Osten zur angrenzenden Wohnbebauung hin schaffen dreigeschossige Reihen-
häuser mit ausgeprägten Vorgartenzonen und rückwärtig orientierten Privatgärten einen städte-
baulichen Übergang zum Umfeld. Die innenliegend teils zusammengefassten privaten Gärten 
ermöglichen dabei ruhige Freibereiche für die Bewohner des Quartiers. 

Der Geschosswohnungsbau im südlichen und westlichen Teil des Plangebiets fasst den innerge-
bietlichen öffentlichen Raum durch klare städtebauliche Kanten entlang der zentralen Erschlie-
ßung in Nord-Süd-Richtung. Zudem knüpft die Bebauung an das angrenzende Quartier am Lam-
pertsgraben an, das ebenfalls durch Geschosswohnungsbau geprägt ist, wobei die Quartiere 
durch Baumpflanzungen und eine Grünfläche optisch voneinander abgegrenzt und eingegrünt 
werden. Die zugehörigen Freiräume und Gartenbereiche werden nach Süden und Westen aus-
gerichtet und schaffen somit attraktive Außenwohnbereiche. 

4.2.2 Grünordnerisches Konzept 

Die wichtigsten grünordnerischen Ziele sind der Erhalt möglichst vieler großer Bäume und der 
Ersatz für die trotzdem erforderlichen zahlreichen Rodungen durch neue Baumpflanzungen – 
nicht nur entlang der Haupterschließungsachse, sondern im gesamten Geltungsbereich. So soll 
ein stark mit größeren Bäumen durchgrüntes Wohngebiet entstehen, das den im Bestand typi-
schen Charakter des Plangebiets aufnimmt und weiterentwickelt. Dies schafft einen optisch an-
sprechenden und zudem hinsichtlich der Anpassung an den Klimawandel zeitgemäßen Charakter 
des Baugebiets. Bäume spenden in heißen Sommern wertvollen Schatten und verbessern die 
Luftqualität und die kleinklimatische Situation in der urban geprägten Umgebung. Außerdem wird 
dadurch die Veränderung der Habitatausstattung für baumbewohnende Tierarten im Plangebiet 
langfristig möglichst gering gehalten. Nicht zuletzt sollen die Neupflanzungen die öffentlichen 
Räume gliedern und zum Strukturreichtum der privaten Gärten beitragen. Zur benachbarten Be-
bauung hin sind Heckenpflanzungen vorgesehen, die als Sichtschutz dienen sollen, in den hinter 
den Reihenhäusern im Nordosten liegenden Gärten auch einzelne kleinere Bäume. 

Die Erhaltung bestehender Bäume ist städtebaulich vor allem entlang des westlichen, südlichen 
und südöstlichen Randes des Plangebiets möglich; dort stehen auch viele der größten Bäume. 
Grünflächen werden ebenfalls entlang der Gebietsränder im Südosten, Westen und Süden vor-
gesehen. Sie sichern nicht nur die bestehende Eingrünung des Quartiers, sondern bieten im Falle 
der südöstlichen und der westlichen Grünfläche auch quartiersnahe Angebote zur Naherholung 
und Möglichkeiten zum Regenwasserrückhalt. Die große Grünfläche im Südosten eignet sich für 
die Errichtung von Spielmöglichkeiten um einen Treffpunkt für die Kinder aus dem neuen Wohn-
gebiet zu schaffen. 

4.2.3 Verkehr 

Das Quartier wird für den motorisierten Individualverkehr (MIV) über eine Zufahrt von der Uchen-
hofer Straße im Südosten aus erschlossen, welche direkt in die Parkgarage führt. Hierfür ist ein 
Umbau der Uchenhofer Straße im Bereich des Plangebiets vorgesehen, der neben der Zufahrt 
für den Kfz-Verkehr auch eine Querungshilfe für Fußgänger sowie eine Radwegeanbindung vor-
sieht. Diese Planung wird im weiteren Verfahren konkretisiert. 

Im Quartier ist eine zentrale Erschließungsachse vorgesehen, die vom Südosten nach Norden 
hin zu einer Stichstraße, die vom Osterfeldweg abzweigt, führt. Diese zentrale Wegeverbindung 
innerhalb des Quartiers soll jedoch nicht dem MIV dienen, da das Quartier autofrei gestaltet wird 
und dient vor allem der Durchwegung für den Fuß- und Radverkehr. Dadurch können die inner-
gebietlichen Erschließungsflächen reduziert werden, was die Aufenthaltsqualität in den Freiflä-
chen des Quartiers deutlich steigert. Die beiden Wohnhöfe sind durch ringförmige Wegeverbin-
dungen, die von der zentralen Achse abzweigen, für den Fuß- und Radverkehr zugänglich, schaf-
fen jedoch gleichzeitig eine verkehrlich abgeschirmte ruhige Wohnumgebung für die Quartiers-
bewohner. 
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Die nördliche Stichstraße stellt sich im Bestand als öffentliche Verkehrsfläche mit wassergebun-
dener Wegedecke und einer variierenden Breite von etwa 2,5 bis 3,5 m dar. Zur Gewährleistung 
einer ausreichenden Erschließungsfunktion, insbesondere im Hinblick auf die Befahrbarkeit durch 
den Abfallwirtschaftsbetrieb und Rettungsfahrzeuge ist ein Ausbau der nördlichen Verkehrsfläche 
erforderlich. Es erfolgt eine Konkretisierung im weiteren Verfahren. Sie dient als Mischverkehrs-
fläche sowohl der Erschließung des Quartiers, als auch der östlich gelegenen Wohnbebauung. 

Der ruhende Verkehr wird zentral in einem eingegrünten Parkhaus im Süden des Plangebiets 
untergebracht und ermöglicht damit nicht nur das Freihalten der Freibereiche von parkenden Pkw 
sondern schützt auch die nördlich davon geplanten Wohngebäude vor den Lärmemissionen der 
angrenzenden Kreisstraße. In der Gemeinschaftsgarage können die nach Stellplatzsatzung er-
forderlichen Stellplätze vollumfänglich nachgewiesen werden. Der Bedarf setzt sich aus bis zu 85 
Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau sowie 19 Reihenhäusern und einem Ansatz von 10 % 
Besucherstellplätzen zusammen, dies ergibt in Summe etwa 115 Stellplätze. Bei drei Garagen-
geschossen sind gemäß überschlägiger Ermittlung bis zu ca. 120 Stellplätze möglich, bei vier 
Garagengeschossen bis zu ca. 150 Stellplätzen.  

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit in der Gemeinschaftsgarage auch Flächen für Fahrrad-
stellplätze, Einrichtungen zur Abfallentsorgung sowie Anlagen und Einrichtungen zur Versorgung 
mit Energie zu verorten, die Zahl der potenziell möglichen Stellplätze reduziert sich entsprechend 
der Inanspruchnahme der Flächen durch vorgenannte Einrichtungen und Anlagen. 

Das Parkhaus wird dabei so ausgeformt, dass der Baumbestand entlang der Uchenhofer Straße 
weitestgehend erhalten bleiben kann und zugleich ausreichend Fläche für die westlich gelegenen 
Baugrundstücke verbleibt. Die oberen Geschosse des bis zu viergeschossigen Parkhauses wer-
den, von den Wohngebäuden abgewandt, durch eine südliche Rampe erschlossen. Zum Schutz 
der Wohnbebauung vor Lärmemissionen sind die Nord- und Westfassaden geschlossen zu hal-
ten und zu begrünen. 

4.2.4 Ver- und Entsorgung 

Zur optimalen Anfahrbarkeit der Flächen für Ver- und Entsorgung durch den kommunalen Abfall-
wirtschaftsbetrieb werden diese an der zentralen Erschließungsachse verortet. Hier sollen Vor-
halte- bzw. Aufstellflächen für Müllsammelbehälter Platz finden. 

Niederschlagswasser soll möglichst auf den Dachflächen der Gebäude und auf den auf den pri-
vaten Grundstücksflächen zurückgehalten werden sowie über unterirdische Stauraumkanäle o-
der Speicherzisternen anschließend gedrosselt in den Regenwasserkanal übergeben werden. 
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4.3 Erläuterung der Planungsabsichten – Festsetzungen und Hinweise 

4.3.1 Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet 

Infolge der geplanten Wohnnutzung wird das Plangebiet in seiner Art der baulichen Nutzung als 
Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Allgemein zulässig sind Wohn-
gebäude, die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie sonstigen nicht störenden Handwerksbetriebe, Anlagen für Verwaltungen sowie kirchliche, 
kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke (z.B. betreutes Wohnen). 

Das WA wird in vier Teilbaugebiete gegliedert um in Hinblick auf die verschiedenen städtebauli-
chen Rahmenbedingungen dezidierte Festsetzungen hinsichtlich des Maß der baulichen Nut-
zung, der zulässigen Gebäudeformen und weitere ergänzende Festsetzungen, wie beispiels-
weise Dachform und -neigung zu treffen. Damit soll gewährleistet werden, dass ein angemesse-
ner städtebaulicher Übergang zur angrenzenden Bestandsbebauung geschaffen wird und sich 
die Neubebauung in die bewegte Topographie des Geltungsbereichs einfügt. 

Um das Baugebiet im Wesentlichen der Wohnnutzung vorzubehalten und um Nutzungsstörungen 
zu vermeiden, sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht - auch nicht ausnahmsweise - zu-
lässig. Diese Nutzungen sind aufgrund des Flächenbedarfs und den aus der Nutzung resultieren-
den Emissionen aus Lärm und Geruch, insbesondere auch zu Nacht- und Ruhezeiten städtebau-
lich im Plangebiet nicht vertretbar und würden dem gewünschten Charakter des Wohngebiets 
widersprechen. 

Zudem wird die Einschränkung getroffen, dass im WA 4 lediglich Gemeinschaftsanlagen in Form 
einer Gemeinschaftsgarage sowie die erforderlichen Zufahrten zulässig sind. Dies dient der ge-
ordneten Unterbringung der Stellplätze für die Wohngebiete WA 1 bis WA 3 abseits der Wohn-
bebauung, um das Quartier autofrei zu gestalten und damit Wohnqualität und Freiflächen zu 
schützen. Hauptgebäude werden ausgeschlossen, um das WA 4 allein der Stellplatzfunktion vor-
zubehalten sowie Lärmschutz zu sichern. Zufahrten und Wege sind zulässig, da sie funktional für 
die Gemeinschaftsgarage erforderlich sind. 

4.3.2 Maß der baulichen Nutzung / Höhe baulicher Anlagen / Höhenbezugspunkt 

Das höchstzulässige Maß der baulichen Nutzung ergibt sich durch die festgesetzte Grundflä-
chenzahl (GRZ), die Geschossflächenzahl (GFZ), die maximal zulässigen Gebäudehöhen sowie 
durch die Festsetzungen zur maximal zulässigen Zahl der Vollgeschosse. 

Die GRZ gibt an, wieviel Grundstücksfläche durch bauliche Anlagen und andere Bodeneingriffe / 
Beläge etc. versiegelt werden darf. Dabei sind sämtliche Zufahrten, Zuwege, Terrassen etc. mit-
zurechnen. Diese GRZ darf im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO um 50 % überschritten werden – 
jedoch nicht durch das Hauptgebäude und die zu ihm gehörigen Versiegelungen (Anbauten, Win-
tergärten, Terrassen etc.), sondern nur durch Nebenanlagen, Garagen, Zufahrten usw. Als Be-
zugsgröße für die Berechnung ist das jeweilige Baugrundstück heranzuziehen. Als Baugrund-
stück gilt diejenige Fläche, die im Bauland (= Baugebiet) hinter der festgesetzten Straßenbegren-
zungslinie liegt.  

Die GFZ gibt an, wieviel Quadratmeter Geschossfläche im Hauptgebäude je Quadratmeter 
Grundstücksfläche zulässig ist. Sie wird nur in den Vollgeschossen angerechnet. 

Die im WA zulässige GRZ von 0,4 sowie die zulässige GFZ von 1,2 entspricht den Orientierungs-
werten für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung für Allgemeine Wohnbauflächen 
gemäß § 17 BauNVO. 

Davon abweichend wird für die Reihenmittelhäuser im WA 3 eine GRZ von 0,6 festgesetzt, wel-
che damit über dem Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete (0,4) gemäß § 17 BauNVO 
liegt. Dies soll dem Umstand Rechnung tragen, dass die diese Baukörper jeweils an zwei Außen-
wänden grenzständig errichtet sind und somit unmittelbar an die Nachbargebäude angrenzen. 
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Das führt in der Folge dazu, dass Außenwohnbereiche lediglich vor und hinter dem Gebäude 
möglich sind. Um dennoch eine angemessene Wohnqualität zu gewährleisten und die notwendi-
gen Nebenanlagen (z.B. Terrassen) zu ermöglichen, wird eine höhere GRZ festgesetzt. Hinter-
grund ist, dass die Grundstücke der Reihenmittelhäuser kompakter bemessen sind als die der 
Reihenendhäuser. Eine identische GRZ für Reihenend- und Reihenmittelhäuser würde zu einer 
unverhältnismäßigen Begrenzung der baulichen Ausnutzbarkeit der Grundstücke für die Mittel-
häuser führen. Eine leicht erhöhte GRZ für Mittelhäuser stellt daher gleichwertige Nutzungsmög-
lichkeiten sicher und verhindert, dass die Bewohner aufgrund der geringeren Grundstücksgröße 
benachteiligt werden. 

Eine Überschreitung der Orientierungswerte für GRZ und GFZ ist aus städtebaulichen Gründen 
möglich, sofern die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt werden und 
keine nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt entstehen. So werden im vorliegenden Fall ge-
rade durch die Überschreitung der Orientierungswerte für GRZ ausreichend private und halböf-
fentliche Freiräume (Terrassen, etc.) für alle Wohneinheiten möglich. Durch die Festsetzung der 
überbaubaren Grundstücksfläche, die Begrenzung der Höhenentwicklung und Einhaltung der Ab-
standsflächen und damit Sicherung einer ausreichenden Belichtung / Belüftung / Besonnung so-
wie durch die Festsetzung von Lärmschutzmaßnahmen werden die Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse sichergestellt. Ungünstige Auswirkungen auf die geplante Wohnbebauung so-
wie auf das benachbarte Umfeld werden vermieden. Mit der Festsetzung von extensiv begrünten 
Flachdächern auf Hauptgebäuden und auf der Gemeinschaftsgarage wird zudem ein Beitrag zur 
Niederschlagsentwässerung sowie eine Verbesserung des Kleinklimas erreicht. Die geringe 
Überschreitung der Orientierungswerte im allgemeinen Wohngebiet ist städtebaulich vertretbar 
und entspricht der Verpflichtung zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden. Es werden ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet und es entstehen keine negativen Auswir-
kungen auf die Umwelt. 

Die Nichtanrechnung der Flächen für Gemeinschaftsgaragen bei Ermittlung der GRZ und GFZ in 
den übrigen Teilbaugebieten gemäß § 19 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 21a Abs. 4 Nr. 3 BauGB wird 
dadurch begründet, das Teilbaugebiet WA 4 ausschließlich eine den WA 1 bis WA 3 dienende 
Funktion hat. Das Ziel ist eine klare funktionale Gliederung von Wohnen und Verkehr, weshalb 
die notwendigen Stellplätze der WA 1 bis WA 3 im Teilgebiet WA 4 gebündelt werden. Dies er-
möglicht eine Freihaltung der übrigen Teilbaugebiete von ruhendem Verkehr und sichert dort ein 
qualitativ hochwertiges und zusammenhängende Freiraumgestaltung, verbessert die Aufent-
haltsqualität und unterstützt ein ruhiges, durchgrüntes Wohnumfeld. Das WA 4 übernimmt dem-
nach eine ausschließlich dienende Funktion für die übrigen Teilbaugebiete, die dort zulässigen 
Stellplatzanlagen sind den WA 1 bis WA 3 funktional zugeordnet. Die durch die Stellplatzanlagen 
verursachte Versiegelung wird daher nicht auf die Teilbaugebiete WA 1 bis WA 3 angerechnet. 

Höhenentwicklung 

Mit Entwicklung innerhalb des Plangebiets von einer vier- auf eine dreigeschossige Bebauung 
nach Norden wird ein städtebaulicher Übergang zu der überwiegend zwei- und dreigeschossigen 
Bebauung nördlich und östlich des Geltungsbereichs geschaffen. Darüber hinaus orientiert sich 
die Höhenentwicklung an der Topographie, da das Plangebiet von der Uchenhofer Straße im 
Süden zur Stichstraße vom Osterfeldweg im Norden ansteigt. Somit sind die höheren Geschos-
sigkeiten südlich im Gebiet angeordnet, wohingegen die Geschossigkeit nach Norden mit dem 
ansteigendem Gelände abnimmt. 

Die Steuerung der Höhenentwicklung erfolgt über die maximal zulässigen Höhen der baulichen 
Anlagen, gemessen von der Oberkante des Fertigfußbodens im Erdgeschoss (OKF EG). Fest-
gesetzt sind maximal zulässige Wand- und Firsthöhen. Die Wandhöhe bemisst sich von der OKF 
EG bis zum obersten Abschluss der Wand, im Falle von Flachdächern also die Oberkante der 
Attika, im Falle von Satteldächern über das Maß von der OKF EG bis zum Schnittpunkt der Wand 
mit der Dachhaut, sowie die zulässige Zahl der Vollgeschosse. Die textlich festgesetzten Wand- 
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und Firsthöhen nehmen die Topographie und die festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse auf und differenzieren dabei einerseits zwischen Hausgruppen und Einzelhäusern und 
andererseits innerhalb der Hausgruppen zwischen Flach- und Satteldächern. Auf diesem Wege 
werden die spezifischen Anforderungen von Einzel- bzw. Reihenhäusern sowie Dachformen be-
rücksichtigt und sichergestellt, dass bei Satteldächern das oberste zulässige Vollgeschoss als 
Dachgeschoss errichtet wird bzw. dieses innerhalb der Dachfläche liegt und von außen nicht als 
eigenständiges Geschoss in Erscheinung tritt. 

Zudem werden für die Gemeinschaftsgarage Mindest- und Maximalwandhöhen festgesetzt. 
Durch die Mindesthöhe soll die Abschirmwirkung der Garage für die nördlich davon geplante 
Wohnbebauung in Bezug auf den einwirkenden Verkehrslärm sichergestellt werden. 

Die Oberkante des Fertigfußbodens im Erdgeschoss darf maximal 0,3 m über den jeweils zeich-
nerisch festgesetzten Höhenbezugspunkten in Meter über Normalhöhennull (NHN) liegen. 
Dadurch wird sichergestellt, dass – angepasst an die Topographie des Plangebiets – für die ein-
zelnen Baufelder getrennte Höhenbezugspunkte für die Gebäudehöhen festgelegt sind. Zur Ori-
entierung sind in der Planzeichnung zusätzlich Höhenlinien als Hinweis aufgenommen. Die Hö-
henbezugspunkte für den Fertigfußboden im Erdgeschoss in den jeweiligen Baufeldern werden 
zum Entwurfsstand final bestimmt. 

Um sicherzustellen, dass auf dem im Planblatt mit Baufeld 1b gekennzeichneten überbaubaren 
Grundstücksflächen keine unmaßstäblichen Baukörper entstehen, ist hier eine Gebäudelänge je 
Baukörper von maximal 18 m festgesetzt. Die Längenbegrenzung verhindert bei Einzelhäusern 
lange Riegel, die aufgrund der Topographie aus dem Hang „herauswachsen“ und hangabwärts 
mit höheren Geschossigkeiten in Erscheinung treten würden. Das Baufeld 1b hingegen ist längs 
zur Hangrichtung ausgerichtet und ein einzelner langer Baukörper würde, wie zuvor geschildert, 
aufgrund des Gefälles hangabwärts deutlich massiver in Erscheinung treten. 

Wenn Staffelgeschosse errichtet werden, sind diese von der Gebäudeaußenkante um mindes-
tens 1,5 m abzurutschen. Das oberste Geschoss tritt gegenüber den darunterliegenden Vollge-
schossen baulich zurück und dadurch nur untergeordnet als weiteres (Voll-)Geschoss in Erschei-
nung. Dies führt im Straßenraum zu einer reduzierten Höhenwirkung und fügt sich damit besser 
in das Ortsbild ein. Die Ausbildung des obersten Geschosses als Staffelgeschoss erlaubt einer-
seits die angestrebte Dichte zu realisieren und andererseits eine verträgliche Höhenstaffelung zu 
erreichen und durch die Einhaltung der erforderlichen Abstandsflächen gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse sicherzustellen. In den Baufeldern 1a sowie im Bereich der Reihenhäuser der 
Baufelder 3a und 3b ist das oberste Geschoss bei der Errichtung von Flachdächern als Staffel-
geschoss auszubilden. Darüber hinaus wird die Nachbarschaft in den besonders sensiblen Be-
reichen, wie die Baufeldern 1a und 2b, durch die Festsetzung der Ausrichtung der Staffelge-
schosse besonders geschützt. 

Die Festsetzung unterscheidet dabei zwischen Einzelhäusern und Hausgruppen. Im Falle der 
Einzelhäuser ist das Staffelgeschoss an wenigstens zwei Gebäudeseiten zurückzuversetzen, um 
die Rücksprünge an mehreren Seiten wirksam zu machen. Bei den Reihenhäusern ist ein Rück-
sprung an einer Gebäudeseite ausreichend, da die Baukörper hier überwiegend an zwei Seiten 
grenzständig errichtet werden (siehe Reihenmittelhäuser). Eine Staffelung der Baukörper wird 
bereits durch den Gebäudetypus der Hausgruppe erreicht, die zusätzliche Festsetzung eines 
Rücksprungs an zwei Gebäudeseiten würde die Ausnutzbarkeit des obersten Geschosses un-
verhältnismäßig einschränken. 

Ergänzend dazu wird die Grundfläche des Staffelgeschosses auf maximal 85 % der Grundfläche 
des darunterliegenden Vollgeschosses begrenzt, um sicherzustellen das das oberste Geschoss 
sich baulich unterordnet. 
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4.3.3 Überbaubare Grundstücksfläche / Bauweise / Abstandsflächen 

Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche im WA wird durch Baugrenzen geregelt. 

Bauweise 

Im WA wird die offene Bauweise festgesetzt mit der Beschränkung, dass nur Einzelhäuser und 
Hausgruppen (hier Reihenhäuser) zulässig sind, wobei hierzu in den Teilbaugebieten unter-
schiedliche Festsetzungen getroffen werden. Im WA 1 und WA 2 sind Einzelhäuser vorgesehen, 
wohingegen im WA 3 Hausgruppen (Reihenhäuser) geplant sind. Damit werden die Haustypen 
an die der Umgebung angeglichen. So sind im Norden des Geltungsbereichs Reihenhäuser vor-
gesehen, um einen Übergang zur nördlich gelegenen Reihenhaussiedlung zu schaffen. Im Süden 
des Plangebiets sind Mehrfamilienhäuser (Einzelhäuser) vorgesehen. Dies ist einerseits ange-
passt an die Topographie das Plangebiets und nimmt andererseits baulich die Mehrfamilienhaus-
bebauung im räumlichen Umfeld auf. Abweichend von diesen Festsetzungen sind im Baufeld 1a 
auch Reihenhäuser zulässig. 

Offene Bauweise bedeutet, dass die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zum Nachbarn er-
richtet werden müssen und eine maximale Länge von 50 m haben dürfen. Zusätzlich wird die 
Maße der Gebäude über die überbaubare Grundstücksfläche begrenzt. 

Die festgesetzten Bauräume sollen unterschiedliche Qualitäten sichern, indem sie die Baukörper 
in ihrer städtebaulichen Funktion abbilden. Die Baufelder bilden geschützte Wohnhöfe mit priva-
ten Freiflächen sowie halböffentlichen Grünflächen und Wegebeziehungen. Im Bereich der Rei-
henhäuser sind die Baugrenzen dabei bewusst großzügiger gefasst, um attraktive Außenwohn-
bereiche, bspw. durch Terrassen, zu ermöglichen. Darüber hinaus sind über die Baugrenzen hin-
aus auskragende Bauteile, wie etwa Balkone und Terrassen im Gebiet nach Artikel 6 BayBO als 
untergeordnete Vorbauten zulässig. Das Maß der Versiegelung wird trotz der großzügigen Bau-
fenster durch die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung begrenzt. 

Abstandsflächen 

Im Geltungsbereich gelten die Regelungen des Art. 6 Bayerische Bauordnung (BayBO). Somit 
sind – ungeachtet der festgesetzten Baugrenzen – Abstandsflächen nachzuweisen. Dies ist not-
wendig, um den Nachbarschutz sowie eine ausreichende Belichtung, Belüftung und Besonnung 
der Gebäude sicher zu stellen. 

4.3.4 Verkehrsflächen, Garagen und deren Zufahrten 

Im WA sind öffentliche und private Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung festgesetzt. 
Des Weiteren sind zur Erschließung der Gemeinschaftsgarage Straßenverkehrsflächen festge-
setzt. Um eine autoarme Gestaltung des Quartiers zu ermöglichen, wird für die Verkehrsflächen 
die Zweckbestimmung „Geh- und Radweg“ gewählt. Die privaten Verkehrsflächen in den „Wohn-
höfen“ sind dabei in ihrer konkreten Lage nicht standortgebunden, sodass für die weiteren Pla-
nungsschritte eine gewisse Flexibilität besteht. Der Verlauf der Wegeverbindungen wird erst im 
Laufe des weiteren Verfahrens detaillierter geplant und sollen zum Entwurf hin in Lage und Breite 
festgesetzt werden.  

Die Anzahl der erforderlichen Kfz-Stellplätze für die Nutzungen im Plangebiet ist gemäß der Ga-
ragen- und Stellplatzsatzung der Stadt Haßfurt in der jeweils geltenden Fassung zu ermitteln, die 
Stellplätze sind innerhalb der dafür vorgesehenen Flächen nachzuweisen. Dafür ist eine Gemein-
schaftsgarage für das gesamte Quartier an der Uchenhofer Straße vorgesehen. Die Nähe zur 
Uchenhofer Straße gewährleistet zum einen, dass keine langen Zufahrten und damit versiegelte 
Fläche erforderlich sind, zum anderen schirmt die Garage die dahinterliegenden Wohngebäude 
vom Verkehrslärm der Uchenhofer Straße und der Bahntrasse südlich ab (siehe dazu auch Ka-
pitel 4.3.12). 
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Darüber hinaus ist die Gemeinschaftsgarage als überwiegend offene Garage zu errichten. Dies 
ermöglicht eine Durchlüftung der Garage und erzeugt ein optisch durchlässiges Erscheinungsbild 
der Garagenanlage, wodurch negative städtebauliche und gestalterische Auswirkungen reduziert 
werden. Durch die bis zu vier Garagengeschosse wird eine kompakte Unterbringung des ruhen-
den Verkehrs ermöglicht, sodass im Quartier mehr Flächen für die privaten Freibereiche und die 
Erschließung durch den Fuß- und Radverkehr verbleiben. Ergänzend dazu werden gleichwohl 
Festsetzungen zur Ausformung der Fassaden der Garage getroffen. So sind die Nord- und die 
Westfassade geschlossen auszuführen und die Zufahrtsrampe für die oberen Geschosse auf der 
Südseite zu verorten. Dies begründet sich zum einen durch den erforderlichen Schutz der ge-
planten Wohnbebauung vor Verkehrslärm (s.o.) und zum anderen mikroklimatisch wie gestalte-
risch, da diese Fassadenbereiche auf ganzer Fläche zu begrünen sind. So wird die städtebauli-
che Wirkung der Gemeinschaftsgarage im Quartier abgeschwächt und diese harmonisch in die 
Umgebung eingebunden. 

Darüber hinaus sollen auch weitere Nutzungen an zentraler Stelle in der Quartiersgarage Platz 
finden. So sind neben den Kfz-Stellplätzen auch Fahrradabstellplätze sowie Einrichtungen zur 
Abfallentsorgung und Anlagen zur Energieversorgung zulässig. 

Zugunsten des Grundwasserhaushalts, des Kleinklimas und der Ökologie sind Wege und befes-
tigte Aufenthaltsflächen mit wasserdurchlässigen Belägen auszuführen. Hiervon ausgenommen 
ist die zentrale Erschließungsachse in Nord-Süd-Richtung zwischen Uchenhofer Straße und Os-
terfeldweg, um eine sichere und dauerhafte Befahrbarkeit für den Abfallwirtschaftsbetrieb, Ret-
tungsdienste und den Lieferverkehr zu gewährleisten 

4.3.5 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Geltungsbereichs erfolgt vorwiegend von der südlichen ver-
laufenden Uchenhofer Straße (Kreisstraße HAS 5). Dies gewährleistet eine direkte Zufahrt in die 
vorgesehene Gemeinschaftsgarage. Die Zufahrt in das Gebiet für Kfz soll lediglich an den Stellen 
ermöglicht werden, die über eine direkte Zufahrt zu der Gemeinschaftsgarage verfügen, um Kon-
flikte zwischen verschiedenen Verkehrsteilnehmern zu minimieren und die erforderlichen Er-
schließungsflächen auf das notwendige Maß zu beschränken. Demnach sind Stellplätze für den 
motorisierten Individualverkehr (MIV) lediglich in der im Planteil festgesetzten Gemeinschaftsga-
rage zulässig, um die geplanten Wohnhöfe von Kfz freizuhalten. 

Die Uchenhofer Straße ist vorhabensbedingt im Bereich der Zufahrt in die Gemeinschaftsgarage 
entsprechend auszubauen. Dies umfasst neben einer Links- sowie einer Rechtsabbieger-Spur 
für die Zufahrt in das Quartier aus beiden Fahrtrichtungen auch den Bau eines Gehweges auf der 
nördlichen Seite der Uchenhofer Straße und einen Fußgängerüberweg/Querungshilfe vom be-
stehenden Gehweg auf der Südseite. Die Planungen werden im weiteren Verfahren konkretisiert. 

Eine vollständige Durchfahrbarkeit des Gebietes mit MIV ist nicht vorgesehen, Ausnahmen sind 
lediglich für den Abfallwirtschaftsbetrieb, Rettungsdienste und ggf. Lieferverkehr vorgesehen. 
Dies schafft kurze Wege für den Fuß- und Radverkehr, ermöglicht eine verkehrsarme Gestaltung 
des Quartiersinnern und sorgt für attraktive Aufenthaltsbereiche und ein ruhiges Wohnumfeld. 

An die Zufahrt der Gemeinschaftsgarage schließt ein öffentlicher Geh- und Radweg in Nord-Süd-
Richtung an, der über eine Stichstraße an den Osterfeldweg im Norden angebunden ist. Unge-
achtet der vorgesehenen öffentlichen Widmung verbleibt die Fläche im Privateigentum und wird 
als Eigentümerweg ausgebildet. Die Festsetzung als öffentliche Verkehrsfläche gewährleistet 
eine Nutzbarkeit durch einen breiten Nutzerkreis und sichert die Durchwegung und innere Er-
schließung des Gebietes. Entsprechende Regelungen hierzu sollen im städtebaulichen Vertrag 
getroffen werden. Die beiden Wohnhöfe werden über private Verkehrsflächen, ebenfalls mit der 
Zweckbestimmung Geh- und Radweg an die zentrale Erschließungsachse angebunden. Deren 
Lage ist jedoch im Bebauungsplan nicht verbindlich festgesetzt (s.o.). 

Die zentrale Erschließungsachse ist als öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim-
mung (Geh- und Radweg) mit einer Breite von 4,75 m festgesetzt, zudem sind straßenbegleitend 



Begründung zum Bebauungs- und Grünordnungsplan 
Allgemeines Wohngebiet „Goldberg West“ 

 
Stadt Haßfurt 

 

 
Vorentwurf in der Fassung vom 28.04.2026 Seite 28 von 39 

 

Baumpflanzungen vorgesehen. Da die Bereiche für Abfallsammelstellen entlang der zentralen 
Erschließungsachse festgesetzt sind, kann auf die Errichtung eines Wendehammers für Müllfahr-
zeuge verzichtet werden. Diese können zur Abfallabholung das Quartier zwischen Uchenhofer 
Straße und Osterfeldweg vollständig durchfahren. An den Abfuhrtagen sind die Müllbehälter an 
der Abfallsammelstelle zu positionieren. 

Auf der Rückseite der Reihenhaus-Grundstücke, an die Gartenbereiche angrenzend, befinden 
sich schmale "Mistwege", welche den ungehinderten Zugang zu den rückwärtigen Grundstücks-
bereichen ermöglichen. 

4.3.6 Nebenanlagen und Einfriedungen 

Nebenanlagen 

Um – insbesondere im Bereich der Reihenhäuser - das Ausmaß der Versiegelung durch Neben-
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO im Plangebiet zu reglementieren, werden Regelungen zu 
den Flächengrößen getroffen. Je Baugrundstück sind Nebenanlagen und Nebengebäude nur bis 
zu einer gewissen Grundfläche zulässig. So sind im WA 3, also im Bereich der Reihenhäuser, 
Nebenanlagen nur mit einer maximalen Grundfläche von insgesamt 20 m² je Baugrundstück zu-
lässig. Dies gilt auch für das Baufeld 1a im WA 1, sofern dort Hausgruppen (Reihenhäuser) er-
richtet werden. Dies ermöglicht die erforderlichen Nebenanlagen und bietet Flexibilität hinsichtlich 
der Verortung, zugleich wird durch die Flächenbegrenzung eine übermäßige Versiegelung ver-
hindert. 

Nach Möglichkeit sind im WA 1 und WA 2 Fahrradabstellanlagen und Müllsammelstellen ein-
gangsnah in die Gebäude zu integrieren, um zum einen eine wettergeschützte und wohnortnahe 
Unterbringung von Fahrrädern zu ermöglichen und darüber hinaus die Freiflächen innerhalb des 
Quartiers nicht durch derartige Nebenanlagen zu verengen und zu fragmentieren. Ist dies nicht 
möglich, sind die Fahrradabstellplätze und Müllsammelstellen außerhalb von Gebäuden nur in 
den im Planblatt dafür zeichnerisch festgesetzten Flächen oder in der Gemeinschaftsgarage zu-
lässig, um auf eine geregelte Anordnung dieser baulichen Anlagen nahe der Erschließungsstra-
ßen abzuzielen und eine optimale Erreichbarkeit , z.B. für den Abfallwirtschaftsbetrieb, zu ge-
währleisten. Diese Einschränkungen zur Verortung der genannten Nebenanlagen gelten nicht für 
die Reihenhäuser, hier sollen – um eine gewisse Flexibilität zu ermöglichen – auch andere ver-
gleichbare Lösungen ermöglicht werden. Im Übrigen richtet sich im WA 1 und WA 2 die Zulässig-
keit von Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nach den allgemeinen bauplanungsrechtli-
chen Vorgaben der BauNVO, soweit der Bebauungsplan hierzu keine anderslautende Festset-
zung trifft. 

Als Nebenanlagen / Nebengebäude zählen gemäß § 14 BauNVO beispielsweise Fahrradunter-
stellplätze sowie Garten-, Abstell- und Gewächshäuser, Anlagen für die Kleintierhaltung sowie 
haustechnische Anlagen, die der Versorgung der jeweiligen Gebäude dienen. Eine weitere Be-
schränkung der Nebenanlagen hinsichtlich der Fläche erfolgt indirekt über die festgesetzte 
Grundflächenzahlen (GRZ). 

Für Nebenanlagen sind nur Flachdächer oder flachgeneigte Dächer mit einer Neigung bis maxi-
mal 6° zulässig. Die Gesamthöhe darf 2,5 m ab Geländeoberkante (GOK) nicht überschreiten. 
Damit soll eine einheitliche Gestaltung vorgegeben werden. Sichtseiten von Nebenanlagen, die 
aufgrund ihrer Ausrichtung zu Verkehrs- und Grünflächen öffentlich wahrnehmbar sind, sind blick-
dicht einzuhausen, um das gestalterische Erscheinungsbild des Quartiers nicht zu beeinträchti-
gen. Für die Einhausung von Nebenanlagen sollten bevorzugt Materialien wie Holz, Beton oder 
Stahl zum Einsatz kommen, leichte Bauweisen (z.B. Wellblech) gilt es möglichst zu vermeiden. 

Einfriedungen 

Aus städtebaulichen und grünordnerischen Gründen werden zudem Regelungen zu Einfriedun-
gen getroffen. Gestalterisch relevant sind vor allem Einfriedungen zu Verkehrsflächen (inkl. der 
internen Fuß- und Radwege), zu Grünflächen und zu den Außenrändern des Geltungsbereichs 
hin, denn nur diese sind vom öffentlichen Straßenraum und von halböffentlichen Flächen aus 
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oder für die Nutzer der benachbarten Bestandsbebauung wahrnehmbar. Daher werden nur für 
diese Einfriedungen Festsetzungen hinsichtlich Höhe, Material und Gestaltung getroffen. 

Blickdichte Einfriedungen (z.B. frei stehende Mauern, Bretterwände oder andere Sichtblenden) 
werden dort grundsätzlich ausgeschlossen, um deren negative optische Wirkung z.B. zur unmit-
telbar benachbarten Bebauung hin zu vermeiden. Um auf den nachfolgenden Planungsebenen 
die individuelle Lösung der Schallschutzthematik zu ermöglichen, kann von diesem Verbot jedoch 
aus Schallschutzgründen ausnahmsweise abgewichen werden. 

4.3.7 Dächer / Dachaufbauten 

Zur Aufnahme der umgebenden traditionellen Dachlandschaft und zur Differenzierung im Quartier 
werden im WA 3 Satteldächer mit einer Dachneigung zwischen 35 bis 45° vorgesehen. Im WA 1 
und WA 2 hingegen sind begrünte Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 11° zulässig, die 
nutzbare Dachflächen für technische Anlagen der Gebäudeversorgung ermöglichen. Dächer von 
Nebenanlagen sind auf maximal 6° Dachneigung beschränkt. Um ein qualitätsvolles Erschei-
nungsbild der Dachlandschaft sicherzustellen, werden darüber hinaus Festsetzungen zu den zu-
lässigen Dacheindeckungen für die Satteldächer getroffen.  

Flachdächer auf Hauptgebäuden sowie der Gemeinschaftsgarage müssen begrünt werden, um 
den Wasserrückhalt und das Lokalklima zu verbessern und Lebensräume für Insekten zu schaf-
fen. Dies kann in extensiver oder intensiver Form erfolgen. Festsetzungen zur Mindestdicke der 
Substratschicht sichern eine fachgerechte Ausführung. Insbesondere in dichter bebauten Berei-
chen sind die positiven Auswirkungen begrünter Dächer, wie verzögerter Abfluss der Nieder-
schläge und die Verbesserung des Stadtklimas durch Verdunstung, von großer Bedeutung. Ne-
ben den angeführten Auswirkungen sprechen die längere Haltbarkeit sowie die bessere Isolati-
onswirkung und damit erzielbare Energieeinsparungen für ein Gründach. Bei Beachtung der ein-
schlägigen technischen Normen (für Gründächer: FLL-Richtlinien für die Planung, Ausführung 
und Pflege von Dachbegrünungen DIN 18320, DIN 18338) können Bauschäden ausgeschlossen 
werden. Auch das Brandschutzverhalten extensiv begrünter Dächer genügt bei der Auswahl ge-
eigneter Baustoffe den bauordnungsrechtlichen Vorschriften. Um im Bereich der Flachdächer 
eine Nutzbarkeit der Dachflächen zur Gewinnung von Sonnenenergie zu gewährleisten und zu-
gleich die Dachbegrünung zu ermöglichen, wird eine Festsetzung zur entsprechenden Konzep-
tion der Solaranlagen getroffen. Bei aufgeständerten Solaranlagen ist eine solche Kombinations-
lösung nicht nur möglich, sondern führt sogar zu zusätzlichen Synergieeffekten (z.B. Pflanzsub-
strat als Auflast für Verankerung der PV-Module).Hierfür gibt es von den einschlägigen Anbietern 
von Dachbegrünungen bereits entsprechende Lösungen („Solar-Gründach“). Da dies vor allem 
für großflächigere Solaranlagen von Bedeutung ist, wird die Festsetzung auf eine Mindestgröße 
der Solaranlagen von 30 m2 je Gebäude bezogen.  

Um negative gestalterische Einflüsse auf die bestehenden Wohngebiete in der Nachbarschaft 
und die angrenzenden öffentlichen Räume zu vermeiden, werden Dachaufbauten für technische 
Anlagen in ihrer Zweckbestimmung, Lage, Größe und Gestalt beschränkt. Auch wird das Freihal-
ten von Flächen für die Dachbegrünung gesichert, ohne jedoch die notwendigen technischen 
Anlagen zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Gebäude einzuschränken. Davon ausgenom-
men sind Solaranlagen, da hierfür eine Kombinationslösung mit der Dachbegrünung möglich ist 
(s.o.). 

Um die Gestalt der Fassadenansichten nicht beeinträchtigen, sind Antennen und Satellitenemp-
fangsanlagen nur auf den Dachflächen zulässig, d.h. sie sind an allen Fassaden bzw. vor die 
Fassade tretenden Gebäudeteilen nicht zulässig 

4.3.8 Gestalterische Festsetzungen 

Die Bestimmungen zu Fassadenfarben und -materialien geben einen Rahmen von Gestaltungs-
möglichkeiten vor, welche den Charakter des Plangebiets prägen sollen. 

Aneinandergebaute Gebäude (Reihenhäuser) sind gestalterisch anzugleichen, um ein einheitli-
ches städtebauliches Erscheinungsbild zu erreichen. 
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4.3.9 Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung des Baugebietes kann, nach entsprechender Netzerweiterung, ausgehend vom 
bestehenden Versorgungsnetz sichergestellt werden. 

Strom 

Die Versorgung der bestehenden Wohnbebauung mit Strom erfolgt über die Mittelspannungslei-
tung westlich am Lampertsgraben. Der zuständige Netzbetreiber ist die Stadtwerk Haßfurt GmbH. 

Wasser 

Westlich im Lampertsgraben und östlich in der Uchenhofer Straße verlaufen Hauptwasserleitun-
gen, das bestehende Wohngebäude ist östlich angebunden. Der zuständige Netzbetreiber ist die 
Stadtwerk Haßfurt GmbH. 

Gasversorgung 

Das Areal ist im Bestand nicht an das Gasleitungsnetz angeschlossen, Leitungen verlaufen so-
wohl westlich am Lampertsgraben wie auch östlich an der Uchenhofer Straße. Der zuständige 
Netzbetreiber ist die Stadtwerk Haßfurt GmbH. Für das Gebiet ist künftig eine nicht-fossile Wär-
meversorgung vorgesehen. 

Telekommunikation 

Wird zum Entwurf ergänzt 

Löschwasser 

Die Löschwasserversorgung des Baugebiets kann über die bestehende Infrastruktur in der Um-
gebung sichergestellt werden. 

Entwässerung 

Angestrebt ist eine Entwässerung im Trennsystem. 

Erkenntnisse zur Versickerungsfähigkeit der anstehenden Böden liegen bereits vor. Sie wurden 
in einem geohydrologischen Gutachten ermittelt (Schulze + Lang, 02.02.2026). Die Messungen 
haben ergeben, dass eine gezielte Versickerung des Regenwassers im Plangebiet nicht möglich 
ist. Daher soll der unmittelbar westlich angrenzend verlaufende Graben als Vorfluter für die Ober-
flächenabflüsse genutzt werden.  

Näheres wird zum Entwurf ergänzt, unter Einbeziehung der Ergebnisse eines bereits in Arbeit 
befindlichen Grundkonzeptes zur Erschließungsplanung. 

Kanalisation 

Das Gebiet wird an das bestehende Mischsystem angeschlossen, die Anschlüsse liegen jeweils 
im Westen und im Süden des Gebietes, der Anschluss erfolgt an den Mischwasserkanal entlang 
der westlichen Geltungsbereichsgrenze am Lampertsgraben. 

Von einer Verschlechterung der hydraulischen Situation aufgrund der Nachverdichtung und damit 
Neuversieglung ist auf Basis der vorliegenden Informationen nicht auszugehen. Für die Entwäs-
serungseinrichtung ist die Stadt Haßfurt zuständig. 

Abfallentsorgung 

Die Müllabfuhr wird durch den Landkreis Haßberge sichergestellt. Näheres siehe Kapitel 4.3.5. 

Rettungswege/Feuerwehraufstellflächen 
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Rettungswege und mögliche Feuerwehraufstellflächen werden im weiteren Planungsverlauf ge-
prüft und im Rahmen der nachfolgenden Bauantragsverfahren nachgewiesen. Damit wird sicher-
gestellt, dass die Anforderungen an den Brandschutz und die Erreichbarkeit der Gebäude nach 
den jeweils geltenden technischen Regelwerken erfüllt werden. 

Sonstiges 

Bei allen öffentlichen und privaten Planungen und Bauvorhaben (Erschließungsplanung), wie z.B. 
Straßen- und Kanalbauarbeiten, Baumpflanzungen etc. sind sämtlichen Versorgungsträgern 
rechtzeitig zu informieren.  

4.3.10 Führung von Versorgungsleitungen 

Versorgungsleitungen sind im WA unterirdisch zu verlegen. Eine oberirische Verlegung ist aus 
städtebaulichen Gründen nicht gewollt. 

4.3.11 Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind 

Um die Verkehrssicherheit an der Uchenhofer Straße sicherzustellen, sind innerhalb der im Plan-
blatt gekennzeichneten Bereiche, die von Bebauung freizuhalten sind bzw. in dem hinweislich 
dargestellten Sichtdreieck bauliche Anlagen unzulässig. Bepflanzungen aus Sträuchern sind hier 
nur bis zu einer maximalen Höhe von 0,80 m im ausgewachsenen Zustand zulässig, Bäume sind 
auf 2,50 m aufzuasten. Dies gewährleistet eine freie Sicht auf die Kreisstraße für ein- und aus-
fahrende Fahrzeuge und reduziert das Gefahrpotenzial durch Sichtbehinderungen. 

4.3.12 Immissionen  

Da auf das Plangebiet Immissionen einwirken (vgl. Kapitel 3.4), wurden im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens schalltechnische Untersuchungen der im Plangebiet zu erwartenden Geräu-
schimmissionen, entsprechend den anzuwendenden Regelwerken, durchgeführt und beurteilt 
(Anhang: Schallschutzgutachten). Hierbei wurden die im Plangebiet zu erwartenden Verkehrsge-
räuschimmissionen unter Berücksichtigung der Eigenabschirmung der geplanten Gebäude ge-
prüft. 

Unter Berücksichtigung der Eigenabschirmung durch die geplanten Gebäude im Plangebiet sind 
folgende Feststellungen zu berücksichtigen: 

- Die auf die geplanten Wohngebäude einwirkenden Verkehrslärmimmissionen (Summe 
Straße und Schiene) halten an den meisten Fassaden den Beurteilungspegel von 55 
dB(A) zur Tagzeit ein, an den übrigen - nicht von den Verkehrswegen abgewandten - 
Fassadenbereichen werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für ein WA 
eingehalten bzw. teilweise (leicht) überschritten. 

- Zur Nachtzeit überschreiten die Verkehrslärmimmissionen auch an den von den 
Verkehrswegen abgewandten Seitenfassaden den Orientierungswert der DIN 18005 für 
ein WA, an den Seitenfassaden wird der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV großteils 
eingehalten, in den exponierten Fassaden jedoch teils deutlich überschritten 

- Der Grenzwert zur Gesundheitsgefährdung von 60 dB(A) zur Nachtzeit wird an keiner 
Fassade erreicht 

- An den südöstlichen Fassadenbereichen wird ein Beurteilungspegel von bis zu 63 db(A) 
tags erreicht, aus fachtechnischer Sicht ist eine bestimmungsgemäße Nutzung von 
Außenwohnbereichen an diesen Stellen noch möglich (hilfsweiser Schwellenwert bis zu 
dem eine ungestörte Kommunikation noch möglich ist von 64…65 dB(A)) 

Eine Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 ist zwar wünschenswert, um die Erwar-
tungen eines angemessenen Schutzes des Baugebietes vor Lärmbelästigungen zu erfüllen. Bei 
einem Heranrücken einer Bebauung an bestehende Verkehrswege ist die Einhaltung der Kenn-
werte jedoch erfahrungsgemäß häufig nicht möglich. Da die Werte der DIN 18005 keine Grenz-
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werte darstellen, kann in einem solchen Fall bei Überwiegen anderer Belange hiervon abgewi-
chen werden, wenn durch geeignete Maßnahmen ein ausreichender Ausgleich geschaffen wer-
den kann. 

Gemäß der gutachterlichen Beurteilung kann davon ausgegangen werden, dass hinsichtlich der 
maßgeblichen Außenlärmpegel die erforderlichen passiven Schallschutzmaßnahmen im Rah-
men der Gebäudeplanung umgesetzt werden können und damit gesunde Wohnverhältnisse si-
chergestellt werden können. Aufgrund der bereichsweisen Überschreitung der Orientierungs-
werte ist jedoch an den Schlafräumen durch schallgedämmte Lüftungseinrichtungen sicherzu-
stellen, dass bei einer Belüftung der Schlafräume mit geschlossenen Fenstern ein ausreichender 
Schallschutz (zur Nachtzeit) gewährleistet ist. Durch die Regelung soll sichergestellt werden, 
dass gesunde Wohnverhältnisse im Nachtzeitraum für einen erholsamen Schlaf und einen ruhi-
gen Aufenthalt mit ausreichendem Luftwechsel gegeben sind. 

Zum Schutz des Plangebiets des Bebauungsplanes vor Verkehrsgeräuschimmissionen sind auf 
Grund der aufgezeigten Berechnungsergebnisse Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. Aufgrund 
der einwirkenden Verkehrsgeräuschimmissionen sind zunächst alle möglichen aktiven Schall-
schutzmaßnahmen (Maßnahmen an den Schallquellen und auf dem Ausbreitungsweg) hinsicht-
lich ihrer Wirkung und der Umsetzbarkeit zu prüfen. 

Sind Maßnahmen an der Geräuschquelle möglich?  

Zu den Maßnahmen an den Geräuschquellen würde in erster Linie eine Geschwindigkeitsredu-
zierung auf den öffentlichen Straßen zählen, was aus verkehrstechnischen Gründen nicht um-
setzbar ist. 

Sind Maßnahmen auf dem Ausbreitungsweg möglich?  

Hierbei handelt es sich um Lärmschutzwände, Lärmschutzwälle sowie geschlossene Bauformen.  

Aufgrund der geplanten Gebäude im Plangebiet mit bis zu vier Vollgeschossen in Kombination 
mit der Topographie ist ein Schutz aller Stockwerke mit städtebaulich vertretbaren aktiven Lärm-
schutzmaßnahmen (Lärmschutzwälle, Lärmschutzwände, Wand/Wall-Kombinationen) innerhalb 
des Plangebietes nicht realisierbar. Durch die Quartiersgarage im Südwesten des Quartiers wer-
den die dahinterliegenden Gebäude teils vom Verkehrslärm abgeschirmt, hierzu ist die Garage 
mit mindestens drei Geschossen zu errichten und die raumabschließenden Bauteile an den nach 
Norden und Westen ausgerichteten Wänden sind geschlossen auszuführen. Für einen ausrei-
chenden Schallschutz sind passive Schallschutzmaßnahmen an den betroffenen Fassadenbe-
reichen erforderlich. Die Errichtung von Außenwohnbereichen ist im gesamten Gebiet ohne 
Schallschutzmaßnahmen möglich. 

Passive Lärmschutzmaßnahmen 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die Grenzen zur Gesundheitsgefährdung, die nach der 
Rechtsprechung in Allgemeinen Wohngebieten ab 70 dB(A) am Tag und ab 60 dB(A) in der Nacht 
angenommen werden, im gesamten Plangebiet nicht erreicht werden. 

Entlang der im Planteil zeichnerisch festgesetzten Gebäudefassaden mit Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG sind bauliche Maßnahmen zum 
Schutz gegen Verkehrslärm vorzusehen. Der Nachweis ist gemäß DIN 4109 zu führen. Durch 
eine geeignete Grundrissgestaltung ist sicherzustellen, dass an allen Gebäudefassaden mit Auf-
enthaltsräumen (u.a. Schlafräume) ein Beurteilungspegel von tags/nachts 55/45 db(A) eingehal-
ten wird. 

Ist es nicht möglich, den erforderlichen Beurteilungspegel durch eine geeignete Grundrissgestal-
tung einzuhalten, ist der Schutz durch geeignete Schallschutzfenster zu gewährleisten. Für Au-
ßenbauteile von schutzbedürftigen Räumen sind entsprechende bauliche Maßnahmen zum 
Schutz gegen Außenlärm gemäß der jeweils gültigen DIN 4109 vorzusehen. 
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Um außerdem in den Aufenthaltsräumen eine ausreichende Luftqualität auch bei geschlossenen 
Fenstern zu ermöglichen, ist mindestens ein Fenster des Aufenthaltsraumes auf die lärmabge-
wandte Seite zu orientieren. Ist dies nicht möglich, ist durch eine entsprechende Ausbildung der 
Fassade, den Einbau einer mechanischen Lüftungseinrichtung oder eine anderweitige gleichwer-
tige Lösung sicherzustellen, dass ein Beurteilungspegel von 45 db(A) nicht überschritten wird. 

Die detaillierte Ausarbeitung und Angabe der erforderlichen passiven Lärmschutzmaßnahmen 
kann im Genehmigungsverfahren nach Vorlage der detaillierten Gebäudeplanunterlagen erfol-
gen. 

Außenwohnbereiche 

In den Außenwohnbereichen (Balkone, Loggien, Terrassen) ist die Einhaltung des Immissions-
grenzwertes tags der 16. BImSchV von 64 dB(A) im gesamten Gebiet ohne Schallschutzmaß-
nahmen möglich. 

4.3.13 Stützmauern, Aufschüttungen und Abgrabungen 

Über Festsetzungen zur Gestaltung von Höhenunterschieden wird sichergestellt, dass die Topo-
grafie der Freiflächen ohne große Brüche gestaltet wird. Aufgrund der bewegten Topographie 
und der zum Teil großen geplanten Kubaturen sind im Plangebiet Höhensprünge einschließlich 
Stützmauern weitgehend ohne Einschränkungen möglich; lediglich entlang der Außengrenzen 
des Geltungsbereichs und entlang von Grundstücksgrenzen zu Verkehrsflächen und zu Grünflä-
chen, also für die öffentlich wahrnehmbaren Bereiche, wird eine Vorgabe zur maximalen Höhe 
getroffen.  

Außerdem wird eine Höhe von Stützmauern definiert, ab der diese zu begrünen sind, um die 
negative gestalterische Wirkung höherer Stützmauern abzumildern. 

4.3.14 Klima / Energieversorgung 

Zur Sicherstellung einer nachhaltigen Energieversorgung sind im Quartier Solaranlagen auf den 
Dachflächen möglich. 

4.3.15 Grünordnerische Festsetzungen 

Durch die Orientierung der Lage der Gebäude unter anderem am Baumbestand kann ein Teil der 
älteren als erhaltenswert eingestuften, in Kapitel 3.2 beschriebenen und in Abb. 8 dargestellten 
Bäume erhalten bleiben. Aufgrund der angestrebten baulichen Dichte befinden sich die zu erhal-
tenden Bäume jedoch fast ausschließlich an den Rändern des Geltungsbereichs; es müssen ins-
gesamt zwei als sehr erhaltenswerte eingestufte Bäume (Nr. 36 und Nr. 48 – beides Stiel-Eichen), 
neun erhaltenswerte Bäume und ca. 75 weitere (d.h. nicht als erhaltenswürdig eingestufte) Laub- 
und Nadelbäume mit Stammumfängen über 80 cm gefällt werden. 

Durch die Festsetzung einer flächenhaften Erhaltungsbindung für Bäume und Sträucher im Sü-
den und Südosten sowie die Erhaltungsfestsetzung für vier große Einzelbäume im Westen und 
einen im Südosten wird die bestehende Eingrünung des Gebiets in wichtigen Bereichen erhalten. 
Da im Süden aufgrund der Sichtdreiecke der geplanten Zufahrt und aufgrund der beengten räum-
lichen Verhältnisse im Osten des geplanten Parkhauses eine Lücke im verbleibenden Baumbe-
stand entstehen wird, wird dort innerhalb der Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von 
Bäumen und Sträuchern eine Baumpflanzung vorgesehen. 

An den dem Quartier zugewandten Fassadenseiten, also an der Nord- und Westfassade, ist die 
Quartiersgarage mit Kletter- und Rankpflanzen zu begrünen, um auf der vom Straßenraum aus 
sichtbaren Westseite und zur Wohnbebauung im Norden hin eine qualitätvolle Eingrünung dieses 
technischen Bauwerks sicherzustellen und einen grünen Quartiersauftakt zu schaffen. Damit die 
Berankung funktioniert, sich flächenhaft gut entwickeln kann und langfristig geeignete Standort-
bedingungen hat, werden Vorgaben für Rankhilfen und für die Pflanzdichte gemacht. 
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Für die Erhaltung der entsprechend festgesetzten Bäume und Sträucher wird eine textliche Fest-
setzung getroffen, um sowohl baubegleitend als auch langfristig den Erhalt dieser Gehölze si-
cherzustellen. Bereits bei den zeichnerischen Festsetzungen wurde auf möglichst große Ab-
stände der Erhaltungsfestsetzungen zur geplanten Bebauung geachtet. Die Wurzelschutzberei-
che der zu erhaltenden Bäume bemessen sich nach DIN 18920 über die Kronentraufe plus 1,5 m. 
Die baubegleitenden Baumschutzmaßnahmen in diesen Bereichen sollten nach der o.g. DIN-
Norm geplant werden. Um sicherzustellen, dass dies fachgerecht erfolgt und die zu erhaltenden 
Bäume so dauerhaft gesichert werden können, ist eine ökologische Baubegleitung durch eine 
fachkundige Person erforderlich (z.B. Baumsachverständige oder Baumpflegebetriebe).  

Um das Gebiet intensiv zu durchgrünen und einen Ersatz für die zahlreichen, oben quantifizierten 
Baumfällungen zu schaffen, werden entlang der Fußwege und in den privaten Freiflächen im WA 
überall dort, wo dies räumlich möglich ist, Pflanzungen großer Laubbäume (Wuchsklasse 1) fest-
gesetzt – insgesamt 42 Stück. So wird nach der Errichtung des neuen Quartiers wieder ein ähn-
licher Grundcharakter geschaffen wie im Bestand, von dem neben den neuen BewohnerInnen 
auch die Tierwelt und das Stadtklima profitieren. In beengteren Situationen wird zudem die Pflan-
zung von insgesamt 4 mittelgroßen Bäumen (Wuchsklasse 2) festgesetzt.  

Um zur benachbarten Bebauung im Osten, Norden und Nordwesten hin eine Eingrünung und 
einen Sichtschutz zu schaffen, werden Strauchpflanzungen zeichnerisch festgesetzt. Da in den 
meisten Bereichen hierfür lediglich ein schmaler Streifen zur Verfügung steht, wird lediglich eine 
einreihige Pflanzung festgesetzt, die bei Bedarf auch als geschnittene Hecke ausgebildet werden 
kann. 

Für die festgesetzten Baum- und Strauchpflanzungen gilt die unten aufgeführte Pflanzenliste. 
Dadurch werden eine hohe gestalterische Qualität und eine standortangepasste Pflanzenaus-
wahl sichergestellt. Durch die Festsetzung von Mindest-Pflanzqualitäten für die zu pflanzenden 
Bäume und Sträucher wird eine frühzeitige räumliche Wirkung der Pflanzungen erreicht und die 
Vitalität und Überlebensfähigkeit der Pflanzungen dauerhaft sichergestellt. 

Um die Bodenversiegelung in den Freiflächen so gering wie möglich zu halten und die Entstehung 
so genannter Stein-, Kies- und Schottergärten zu verhindern, wird eine Festsetzung zur ver-
pflichtenden Bepflanzung unbebauter und nicht durch Wege, Nebenanlagen etc. eingenommener 
Flächen als Vegetationsflächen getroffen. 

Im WA sind sowohl Flachdächer und flach geneigte Dächer als auch – im Bereich der Hausgrup-
pen – Satteldächer zulässig. Flachdächer und flach geneigte Dächer sind auf Hauptgebäuden 
ausnahmslos mit einer extensiven Dachbegründung auszustatten – auch das Dach des Parkhau-
ses. Die Dachbegrünungen können als Pflanzung oder als Ansaat erfolgen, wobei trockenheits-
resistente und standorttypische Arten zu verwenden sind. Die Substratschicht muss auf Haupt-
gebäuden mindestens 10 cm und auf Nebengebäuden mindestens 6 cm stark sein. Die Dachbe-
gründungen reduzieren den Oberflächenwasserabfluss deutlich, wirken sich hinsichtlich Luft-
feuchte und Temperatur positiv auf das innerörtliche Klima aus und schaffen neue Lebensräume 
für Pflanzen und Insekten. 

Pflanzenliste 

Die folgende Pflanzenliste gilt für alle verpflichtend vorgegebenen Pflanzungen. Bei der Artaus-
wahl wurde auf dauerhaft gute Entwicklungschancen an den hier relevanten innerstädtischen 
Standorten geachtet. Daher sind neben heimischen Gehölzarten auch einige typische Stadt-
baumarten enthalten; als Grundlage diente die Liste der Gartenamtsleiterkonferenz (GALK). 

Bäume Wuchsklasse I (> 20 m) 

Acer platanoides    Spitz-Ahorn 

Acer pseudoplatanus    Berg-Ahorn 

Aesculus hippocastanum   Rosskastanie 

Castanea sativa    Esskastanie 
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Fagus sylvatica    Rot-Buche 

Fraxinus excelsior     Gemeine Esche 

Platanus acerifolia    Platane 

Quercus cerris    Zerreiche 

Quercus frainetto trump   Ungarische Eiche 

Quercus petraea    Trauben-Eiche 

Quercus robur     Stiel-Eiche 

Tilia cordata     Winter-Linde 

Tilia platiphyllos    Sommer-Linde 

Tilia tomentosa `Brabant`   Silberlinde 

Ulmus ‚Rebona‘    Ulme ‚Rebona‘ 
 

Wuchsklasse II (10-20 m)  

Acer campestre    Feld-Ahorn  

Acer platanoides `Cleveland`   Kegelförmiger Spitzahorn 

Carpinus betulus    Hainbuche 

Fraxinus ornus    Blumen-Esche 

Malus sylvestris    Holzapfel  

Pyrus pyraster    Holzbirne  

Pyrus communis `Beech Hill`   Birne `Beech Hill` 

Prunus avium     Vogel-Kirsche 

Salix caprea     Sal-Weide 

Sorbus aria     Mehlbeere 

Sorbus aucuparia    Eberesche  

Sorbus domestica    Speierling 

Sorbus x intermedia    Oxelbeere 

Sorbus torminalis    Elsbeere 

Tilia cordata `Rancho`   Kleinkronige Winter-Linde 
 

Sträucher für die festgesetzten Heckenpflanzungen: 

Acer campestre    Feld-Ahorn* 

Amelanchier lamarckii   Kupfer-Felsenbirne 

Amelanchier leavis    Kahle Felsenbirne 

Amelanchier ovalis    Felsenbirne 

Corylus avellana    Hasel 

Cornus sanguinea    Blut-Hartriegel* 

Cornus mas     Kornelkirsche* 

Crataegus monogyna    Eingriffeliger Weißdorn* 

Crataegus laevigata    Zweigriffeliger Weißdorn* 

Euonymus europaeus   Gewöhnliches Pfaffenhütchen 

Fagus silvatica    Rot-Buche (als Heckenpflanze aufgeschult) 

Ligustrum vulgare    Gewöhnlicher Liguster* 

Lonicera xylosteum    Heckenkirsche* 

Rosa rubiginosa    Wein-Rose* 

Sambucus nigra    Schwarzer Holunder 

Viburnum lantana    Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus    Gewöhnlicher Schneeball 
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* = schnittvertäglich, verwendbar für geschnittene Hecken 
 

Kletter- und Schlingpflanzen für die Begrünung des Parkhauses 

Selbstklimmend: 

Hedera helix     Efeu 

Parthenocissus tricuspidata „Veitchii"  Wilder Wein 

Rankhilfe erforderlich: 

Campsis radicans    Trompetenblume 

Clematis in Arten und Sorten   Waldrebe  

Hydrangea petiolaris    Kletter-Hortensie 

Lonicera in Arten und Sorten   Geißblatt 

Parthenocissus quinquefolia `Engelmannii` Wilder Wein  

Rosa in Arten und Sorten   Kletterrose (auf hochwüchsige Arten achten) 

Wisteria sinensis    Wisterie, Blauregen 
 

5 Belange von Natur und Landschaft  

5.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Im beschleunigten Verfahren wird auf die Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung verzichtet, da gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB die Eingriffe, die auf Grund der Änderung 
des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der pla-
nerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten. Eine Eingriffsbilanzierung und Zuordnung 
von Ausgleichsflächen werden demzufolge nicht erforderlich. 

5.2 Umweltprüfung / Umweltbericht 

Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt wird, ist 
hier keine Umweltprüfung erforderlich.  

5.3 Artenschutz 

Aufgrund des dichten, arten- und strukturreichen Baumbestandes, der nur in den Randbereichen 
erhalten werden kann, wurde ein Gutachten zum besonderen Artenschutz erarbeitet (spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung, im Folgenden: saP; Büro Tractebel GmbH 2025). Demnach wur-
den im Plangebiet Fortpflanzungs- und Ruhestätten der folgenden saP-relevanten Arten nachge-
wiesen:  

• Stieglitz  

• Gartenrotschwanz 

 

Die folgenden Arten wurden lediglich als Nahrungsgäste oder im Überflug beobachtet: 

• Dohle 

• Grünspecht 

• Kuckuck 

• Mauersegler 

• Nachtigall 

• Star 

• Zwergfledermaus 

• Breitflügelfledermaus 

• Zweifarbfledermaus  
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• Kleiner Abendsegler  

• Rauhautfledermaus  

• Langohren  

• Großen Abendsegler 

• Nymphenfledermaus 

• Bartfledermaus 

• Wasserfledermaus  

• Mückenfledermaus 

Die bei Weitem am häufigsten nachgewiesene Fledermausart ist die Zwergfledermaus. Für diese 
und einige andere Arten ist der Dachboden des Bestandsgebäudes potentiell als Quartier geeig-
net, jedoch aufgrund fehlender Einflugmöglichkeiten aktuell nicht besetzt. Das Gutachten emp-
fiehlt daher, den Dachboden wenige Tage vor dem geplanten Abriss durch eine fledermauskund-
liche Fachkraft (ökologische Baubegleitung) kontrollieren zu lassen, die bei Nichtbesatz sämtliche 
Einflugöffnungen fachgerecht verschließt. Sollte ein Besatz festgestellt werden, darf der Abriss 
bei Feststellung eines Winterquartieres nur zwischen April und September und bei Feststellung 
eines Sommerquartieres nur zwischen Mitte September und Mitte Oktober erfolgen, und in beiden 
Fällen nur dann, wenn zweifelsfrei festgestellt wurde, dass sich keine Fledermäuse mehr im 
Dachboden befinden. Außerdem muss dann vor dem Abriss ein geeignetes Ausgleichsquartier 
neu geschaffen werden, dessen Annahme durch Fledermäuse durch die öBB zu überprüfen und 
zu bestätigen ist. 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen hinsichtlich baumbrütender Vogelarten wird als Ver-
meidungsmaßnahme V1 die Rodung außerhalb der Vogelbrutzeit, also nicht zwischen 1. März 
und 30. September, vorgesehen. Bäume, die geeignete Strukturen für baumbewohnende Fleder-
mausarten aufweisen, dürfen laut saP nur zwischen Mitte September und Mitte Oktober gefällt 
werden (Vermeidungsmaßnahme V2). Die Fällung ist durch eine ökologische Baubegleitung zu 
begleiten, die die fraglichen Bäume kurz vorher auf anwesende Fledermäuse überprüfen muss. 

Reptilienarten (z.B. die Zauneidechse) wurden nicht nachgewiesen; diesbezüglich ist daher keine 
Beeinträchtigung zu erwarten.  

Um Beeinträchtigungen des Jagdhabitats der zahlreichen festgestellten Fledermausarten zu ver-
meiden, empfiehlt der Gutachter als weitere Vermeidungsmaßnahme (V4) die Verwendung fle-
dermausfreundlicher Beleuchtung.  

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen müssen laut saP außerdem die folgenden CEF-Maß-
nahmen umgesetzt werden: 

• CEF1: Aufhängen von 27 Rundnistkästen für Fledermausarten als Kompensation für den 
Verlust von 9 Baumhöhlen im Verhältnis 3:1.  

• CEF2: Aufhängen von 10 Flachnistkästen für Fledermausarten als Kompensation für den 
Verlust von 2 Baumspalten und 8 abplatzenden Rindenbereichen im Verhältnis 1:1. 

• CEF3: Aufhängen von 30 „wartungsarmen“ Rundnistkästen für die in Baumhöhlen brü-
tende Vogelart Gartenrotschwanz (mit spezifischer Fluglochweite: 48x32mm ovalförmig) 
als Kompensation für den Verlust von 9 Baumhöhlen im Verhältnis 3:1 und 3 Vogelnist-
kästen im Verhältnis 1:1. 

Die genannten CEF- und Vermeidungsmaßnahmen können entsprechend der Vorgaben des § 9 
BauGB nicht festgesetzt werden. 
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6 Das Plangebiet in Zahlen 

Fläche m² % 

Allgemeines Wohngebiet 7.984 54 

Grünflächen 2.752 18 

davon öffentliche Grünflächen 296  

davon private Grünflächen 2.456  

Verkehrsflächen 2.861 19 

davon besonderer Zweckbestimmung 1.840  

davon Straßenverkehrsflächen 1.021  

Flächen für Gemeinschaftsanlagen 1.460 10 

davon Gemeinschaftsgarage 1251  

davon sonstige Gemeinschaftsanlagen 209  

Gesamtfläche  
Geltungsbereich 

14.848 100 
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7 Anlagen 

Baugrunduntersuchung, Versickerungsfähigkeit nördlich Uchenhofer Straße, Fl.Nr. 926, 926/1 
(Gartiser, Germann & Piewak GmbH, 21.04.2021) 

BV Haßfurt, Bebauungsvorplanung „Goldberg West“, Flur-Nr. 923, 926, 926/1, 926/4, Geotech-
nischer Vorbericht zum Bauleitplanverfahren nach DIN 4020 (Schulze + Lang Ingenieurbüro für 
Bodenuntersuchung, 02.02.2026) 

Schalltechnische Untersuchungen im Rahmen der Bauleitplanung, Bebauungsplan „Goldberg“ 
Haßfurt (IBAS Ingenieurgesellschaft mbH, 07.04.2021) 

Schalltechnische Untersuchungen im Rahmen der Bauleitplanung, Bebauungsplan „Goldberg-
West“ Haßfurt (IBAS Ingenieurgesellschaft mbH, 14.07.2025) 

Aktenvermerk, Vorschläge für planungsrechtliche Festsetzungen im Bebauungsplan, Bebau-
ungsplan „Goldberg-West“ Haßfurt (IBAS Ingenieurgesellschaft mbH, 12.02.2026) 

Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung für den Bebauungsplan Goldberg-West Haßfurt (Trac-
tebel GmbH, 06.11.2025) 
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